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Bericht des Ausschusses für Bildung, Jugend, Kultur und Sport
über das Landesgesetz, mit dem das Landesgesetz über die O.Ö. Lehrer-Kranken-

und Unfallfürsorge (O.Ö. LKUFG) geändert wird

(Landtagsdirektion: L-219/5-XXIV)

A. Allgemeiner Teil

I. Anlaß und Inhalt dieses Landesgesetzes:

Das Gesetz über die O.Ö. Lehrer-Kranken- und Unfall-
fürsorge (O.Ö. LKUFG), LGBI.Nr. 66/1983, wurde zu-
letzt durch das Landesgesetz LGBI.Nr. 79/1989 novel-
liert. Die seit der letzten Änderung dieses Landesge-
setzes auf Bundesebene vorgenommenen Änderun-
gen (insbesondere) des Beamten-Kranken- und Un-
fallversicherungsgesetzes (B-KUVG), BGBI.Nr.
200/1967, zuletzt geändert durch BGBI.Nr. 679/1991,
lassen nunmehr Anpassungen und Ergänzungen des
O.Ö. LKUFG geboten erscheinen. Zu beachten sind
dabei die grundsatzgesetzlichen Bestimmungen des
§ 109 und des § 110 Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setz - LOG 1984, BGBI.Nr. 30211984, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz, BGBI.Nr. 688/1991, die eine
weitgehende Ähnlichkeit bundes- und landesgesetzli-
cher Regelungen fordern. Hinsichtlich der Beitragsge-
staltung bildet § 121 LOG 1984 den Ausgangspunkt.
Danach leistet der Bund jenen Ländern, in denen
dienstrechtliche Kranken- und Unfallfürsorgeeinrich-
tungen bestehen, einen Beitrag in der Höhe jenes Be-
trages, den er bei Nichtbestehen dieser Einrichtungen
für die in Betracht kommenden Landeslehrer nach
bundesgesetzlichen Vorschriften,für die Kranken- und
Unfallversicherung zu leisten hätte. Zu beachten ist in
diesem Zusammenhang § 3 Finanzausgleichsgesetz
1989, BGBI.Nr. 687/1988, wonach der Bund (für den
Bereich der allgemeinbildenden Plichtschulen zu
100%, für den Bereich der berufsbildenden Pflicht-
schulen sowie der land- und forstwirtschaftlichen
Berufs- und Fachschulen zu 50%) die dem Land
Oberösterreich entstehenden Kosten ersetzt.

Im wesentlichen beinhaltet der vorliegende Gesetzes-
entwurf daher:
- eine Neudefinition des Begriffes "Angehöriger"

hinsichtlich früherer Ehegatten;
- eine teilweise Neuumschreibung der Aufgaben der

Krankenfürsorge;
- neue Leistungen der Krankenfürsorge:

- Behandlung durch selbständige Ergotherapeu-
ten und Psychotherapeuten,

- die Basis für diagnostische Leistungen von
selbständigen klinischen Psychologen,

- die Basis für die medizinische Hauskranken-
pflege,

- die Basis für weitere medizinische Maßnahmen
der Rehabilitation;

- eine Verbesserung der Begriffsbestimmung des
Dienstunfalls und der Bearbeitung von Unfallan-
zeigen;

- Einführung eines Beitragszuschlages für die erwei-
terte Heilbehandlung.

11. Finanzielle Erläuterungen:

1. Durch den verbesserten Umfang im Leistungsan-
gebot entstehen der Krankenfürsorge derzeit nur
schätzbare Mehrkosten für 1992 und die Folgejah-
re. Die nachstehenden Kostenschätzungen lehnen
sich an die finanziellen Erläuterungen zur Regie-
rungsvorlage der 21. B-KUVG-Novelle an. Die Ver-
sicherungsanstalt öffentlich Bediensteter ist so-
wohl hinsichtlich der Mitglieder (Versicherten) als
auch des Gebarungsvolumens etwa 25 mal so groß
wie die LKUF.

- Medizinische Hauskrankenpflege: für 1992
rund 1 Million Schilling Mehrkosten; langfristig
(in etwa 10 Jahren) etwa 10 Millionen Schilling,
wobei damit allerdings eine Entlastung im Akut-
bettenbereich des Spitalssektors erwartet wird.

- Medizinische Maßnahmen der Rehabilitation:
für das Jahr 1992 rund 1 Million Schilling; lang-
fristig etwa 5 Millionen.

- Psychotherapeuten und Psychologen: für .1992
rund 1 Million Schilling; mittelfristig über 3 Mil-
lionen Schilling.

2. NeueinführungeinesBeitragszuschlages(§ 9 Abs.8):

Bis einschließlich 1991 war die Situation folgende:
Nach § 20 B;;;KUVGbetrug der Beitrag in der Kran-
kenversicherung 6,3 % der Beitragsgrundlage;
§ 22 B-KUVG zufolge entfällt im Regelfall der Bei-
trag je zur Hälfte auf den Versicherten und den
Dienstgeber.

Demnach traf den Bund in der Krankenversiche-
rung nach dem B-KUVG folgende Beitragslast:

3,15%
+ 0,4 % Zuschlag gemäß § 22 Abs. 3

Summe 3,55%

Nach der Satzung zum O.Ö. LKUFG beträgt der
Beitrag in der Krankenfürsorge 6,5% der Beitrags-
grundlage; bei einem Zuschlag in der Höhe von
0,3% der Beitragsgrundlage hätte die Beitragslast
des Landes Oberösterreich ebenfalls in Summe
3,55 % der Beitragsgrundlage ausgemacht.

Durch die Normierung eines Zuschlages in Höhe
von 0,3% der Beitragsgrundlage wäre ein Anstei-
gen der gesamten Beitragseinnahmen der
O.Ö.'LKUF um ruM 12 Millionen Schilling zu er-
warten gewesen.

Mehrkosten wären dem Land Oberösterreich auf
Grund des Finanzausgleichsgesetzes 1989,
BGBI.Nr. 687/1988, nämlich nur für die Berufs-
schullehrer, und zwar in folgendem Ausmaß ent-
standen:
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500 pragmatische Berufsschullehrer mit einem
durchschnittlichen Monatseinkommen von
S 25.000,- und 50% Kostenübernahme durch
den Bund.

500 Berufsschullehrer
a S 25.000,-
davon 50%
14 Monatsbezüge
zusätzlich 0,3 % Dienst-
geberbeitrag S 262.500,-

Auf Grund der 21. B-KUVG-Novelle ergibt sich auf
Bundesebene für das Jahr 1992 in der Krankenver-
sicherung für den Dienstnehmer eine Beitragshöhe
von insgesamt 2,85% und für den Dienstgeber
eine Beitragshöhe von insgesamt 3,25 % der Be-
messungsgrundlage. Der darin inkludierte Bei-
tragszuschlag beträgt nach wie vor 0,4 %.

Ein Zuschlag in dieser Höhe würde für das Land
jährliche Mehrkosten für die Berufsschullehrer von
S 350.000,- bedeuten, denen aber Mehreinnah-
men der LKUF von etwa 16 Millionen Schilling jähr-
lich zu ihrer Existenzsicherung gegenüberstehen.

Nach Punkt 175 der Satzung zum O.Ö. LKUFG be-
trägt jedoch der Beitrag in der Krankenfürsorge un-
verändert 6,5 % der Bemessungsgrundlage und ist
im Regelfall je zur Hälfte vom Mitglied' und vom
Land Oberösterreich zu tragen. Der Dienstgeber-
beitrag (3,25 %) entspricht sohin genau der Bei-
tragshöhe des Dienstgebers nach dem B-KUVG für
das Jahr 1992.

S ,12,500.000,-
S 6,250.000,-
S 87,500.000,-

Auf Grund dieses Umstandes ist die Festsetzung
eines Zuschlages in der Satzung zum O.Ö. LKUFG
derzeit nicht erforderlich. Sie wird etwa dann zum
Tragen kommen, wenn Anpassungen an Beitrags-
erhöhungen auf Bundesebene vorgenommen wer-
den. So ist z. B. nach dem B-KUVG für das Jahr
1993 vorgesehen, daß der Dienstgeberbeitrag (ein-
schließlich eines O,4%igen Zuschlages für die er-
weiterte Heilbehandlung) 3,95 % und der Dienst-
nehmerbeitrag 3,55 % der Bemessungsgrundlage
beträgt.

In der Satzung wird jedenfalls künftig bei der Fest-
setzung der Beiträge sowie der Festsetzung der
Höhe des Zuschlages für die erweiterte Heilbe-
handlung darauf zu achten sein, daß für das Land
in Summe keine höheren Beitragssätze en~stehen,
als vom Bund nach dem Finanzausgleichsgesetz
(derzeit § 3 FAG 1989, BGBI.Nr. 687/1988, LV.m.
§ 121 Abs. 1 Z. 2 des LDG 1984) refundiert werden.

B. Besonderer Teil:

Zu Art. I Z. 1 (§ 6 Abs. 4):

Nach § 6 Abs. 4 des O.Ö. LKUFG gilt lediglich der
schuldlos geschiedene Ehegatte als Angehöriger, so-
fern nicht § 5 Abs. 2 anzuwenden ist.

Mit dem Bundesgesetz über Änderungen des Ehegat-
tenerbrechts, des Ehegüterrechts und des Eheschei-
dungsrechts, BGBI.Nr. 280/1978, wurde das Institut
der einvernehmlichen Scheidung gemäß § 55a Ehege-
setz eingeführt. Bei dieser Form der Ehescheidung
wird kein Verschuldensausspruch vorgenommen, die
Ehepartner müssen jedoch eine Vereinbarung über
die gegenseitigen Unterhaltsverpflichtungen treffen.

In den Fällen einer Scheidung nach § 55a Ehegesetz
ist somit eine zweifelsfreie Feststellung der Angehöri-
geneigenschaft nach § 6 Abs. 4 des O.Ö. LKUFG nicht
möglich.

Es soll daher vorgesehen werden, die Angehörigen-
eigenschaft nicht mehr an den Verschuldensaus-
spruch zu knüpfen, sondern an die Unterhaltsberech-
tigung gegenüber dem früheren Ehegatten. Die Ehe-
scheidung soll dabei der Nichtigerklärung und der
Aufhebung einer Ehe gleichgestellt sein. Die Angehö-
rigeneigenschaft soll nur dann möglich sein, wenn
und solange Unterhalt zu leisten ist; auf das Ausmaß
des zu leistenden Unterhaltes soll dabei nicht abge-
stellt werden.

Durch diese Änderung soll § 6 Abs. 4 des O.Ö. LKUFG
mit der Scheidungsreform des Eherechtsänderungs-
gesetzes 1978 sowie mit § 56 Abs. 7 in der Fassung
der 20. Novelle zum B-KUVG, BGBI.Nr. 297/1990, in
Einklang gebracht und der unterhaltsrechtliche Gehalt
der Angehörigeneigenschaftsregelung unterstrichen
werden.

Zu Art. I Z. 2 (§ 6 Abs. 8):

Kinder von Versicherten, die sich im Ausland zur
Schul- bzw. Berufsbildung aufhalten und dort den or-
dentlichen Wohnsitz begründen, sind nach geltendem
Recht nicht mehr als anspruch berechtigte Angehörige
in der Krankenversicherung anzusehen. Diese Fälle
ereignen sich insbesondere bei im Ausland beschäf-
tigten Personen, wenn deren Kinder bei der Rückkehr
der Eltern nach Österreich zur Beendigung ihrer
Schul- oder Berufsausbildung im Ausland verbleiben.

Zur Beseitigung dieser nicht gerechtfertigten Härte
wird nunmehr in Anlehnung an die entsprechenden
Bestimmungen des ASVG und des B-KUVG (§ 56
Abs. 4) der vorliegende § 6 Abs. 8 eingefügt.

Zu Art. I Z. 3 (§ 7a ):

Bisher waren der AufgC!-benkatalog (siehe § 51
B-KUVG) und der Leistungskatalog (siehe § 52
B-KUVG) im § 8 O.Ö; LKUFG zusammengefaßt. Die
Änderungen durch die 21. B-KUVG-Novelle erfordern
aber eine Angleichung der Systematik im
O.Ö. LKUFG, also eine Aufspaltung des §8 in § 7a
(Aufgaben) und § 8 (Leistungen).

Nicht übernommen wird § 51 B-KUVG Abs. 3 und 4.
Die Förderung von gemeinnützigen Einrichtungen, die
Förderung der Niederlassung von Vertragsärzten in
medizinisch schlecht versorgten Gebieten und die Er-
forschung von Krankheits- und Unfall ursachen kön-
nen nicht Aufgaben einer kleinen Institution wie der
O.Ö. LKUF sein, sondern sind den großen Sozialversi-
cherungsträgern vorbehalten. Eine Pflicht zur Über-
nahme dieser Bundesregelungen in den O.Ö. Landes-
bereich ergibt sich im übrigen auch nicht aus § 109
LDG 1984, da sich darauf diese Grundsatzbestim-
mung des Bundes nicht bezieht.

Zu Art. I Z. 4 (§ 8 Abs. 1 und 2):

Durch die Änderung der Terminologie im Abs. 1 Z. 1
von "Gesundenunfersuchung" auf "Vorsorge(Gesun-
den)untersuchung" soll die Zielsetzung einer solchen
Untersuchung, nämlich "vorsorglich" vermeintlich
Gesunde zu untersuchen, um bisher nicht bekannte
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Krankheitszustände aufzuspüren, bereits aus dem Be-
griff hervorleuchten. Diese Terminologieänderung ist
dem § 61a B-KUVG Ld.F. der 20. Novelle, BGBI.Nr.
297/1990, nachgebildet.

Abs. 1 Z. 2 enthält bedeutsame Neuerungen in Anleh-
nung an die 21. B-KUVG-Novelle:
In Iit. a sind neben der ärztlichen Hilfe nun ausdrück-
lich angeführt: Die Behandlung durch Psychothera-
peuten (Psychotherapiegesetz, BGBI.Nr. 361/1990),
die diagnostische Leistung von klinischen Psycholo-
gen (Psychologengesetz, BGBI.Nr. 360/1990) - bei-
de Bundesgesetze sind mit 1.1.1991 in Kraft getre-
ten - und die Behandlung durch verschiedene medi-
zinisch-technische Dienste im Sinne des sogenannten
Krankenpflegegesetzes in der Fassung BGBI.Nr.
747/1988. Durch die zuletzt zitierte Novelle wurde den
Ergotherapeuten die Möglichkeit geschaffen, ebenso
wie die Logopäden und Physikotherapeuten freiberuf-
lichtätig zu werden.

Allerdings zählt eine Behandlung durch Ergothera-
peuten nur soweit zur Krankenbehandlung im Sinne
des LKUFG, als es um die Reaktivierung der persönli-
chen Fähigkeit des Patienten geht, nicht etwa bloß um
die Besorgung der Zurverfügungstellung von be-
stimmten Hilfsmitteln, die dem Patienten die Handha-
bung eines Gerätes erleichtern.

Zu Z. 2 Iit. a sublit. ce ist aus den Erläuterungen zur
Regierungsvorlage 284 BlgNA. XVIII. GP betreffend
die 50. ASVG-Novelle zu zitieren, auf welche die Re-
gierungsvorlage 287 BlgNR. XVIII. GP betreffend die
21. B-KUVG-Novelle verweist

"In Berücksichtigung der Ergebnisse des Begutach-
tungsverfahrens, vor allem der. Stellungnahme des
Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger, wird die Gleichstellung der Tätigkeit der
Psychologen mit der ärztlichen Hilfe auf die klinischen
Psychologen eingeschränkt.
Nach Auffassung des Hauptverbandes besteht für die
Tätigkeit von Gesundheitspsychologen in einer nie-
dergelassenen Praxis auf Rec.~nungder Krankenver-
sicherung kaum ein Bedarf. Ahnlich verhält es sich
dem Hauptverband zufolge mit den klinisch tätigen
Psychologen; sie werden in erster Linie zur Erstellung
von klinisch-psychologischen Diagnosen benötigt.
Aus der Sicht der Berufsgruppe der Psychologen ist
dem gegenüberzustellen, daß die klinisch-psychologi-
schen und gesundheitspsychologischen Behandlun-
gen zumeist aus spezifischen Konzepten und Trai-
ningsprogrammen zur V~rhaltensänderung bei be-
stimmten Diagnosen (zB psychologische Vorbereitung
und Nachsorge bei schweren Operationen senkt das
Infektionsrisiko) bestehen, die für manche medizini-
schen Behandlungen eine notwendige Begleittherapie
darstellen. Ihrer Meinung nach sollte die genaue Lei-
stungsabgrenzung im Gesamtvertrag geregelt wer-
den. Angesichts dieser Auffassungen werden im § 135
Abs. 1 Z 2 ASVG nur die diagnostischen Leistungen
des klinischen Psychologen angeführt und weiters
wird als Voraussetzung für die Kostenübernahme
durch die Krankenversicherungsträger eine Zuwei-
sung durch den Arzt oder Psychotherapeuten
normiert.
Die Gleichstellung der klinisch-psychologischen und
gesundheitspsychologischen Behandlungen mit der
ärztlichen Hilfe wird damit vorerst verschoben.

Durch diese Erweiterung des§ 135 Abs. 1 ASVG soll
auch klargestellt werden, daß die soziale Krankenver-
sicherung nur die Kosten für die psychologische Dia-
gnostik bzw. die psychotherapeutische Krankenbe-
handlung übernimmt, also nur für die Behandlung
bzw. Diagnostik von Störungen mit Krankheitswert im
Sinne des § 1.20Abs..1 Z 1 in Verbindung mit § 133
Abs. 2 ASVG. Aridere Behandlungen im Sinne des § 1
Abs. 1 des Psychotherapiegesetzes (z.B. Behandlun-
gen mit dem Ziel, die Reifung und Entwicklung des
Behandelte,",zu fördern, oder eine psychosoziale Be-
treuung) werden somit von der Leistungszuständigkeit
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht erfaßt. Es
steht aber außer Zweifel, daß insbesondere klinische
Psychologen mit Spezialausbildung wesentliche Lei-
stungen im Rehabilitationsbereich erbringen. Dazu
gehören Leistungen der Neurotraumatologie, Erstel-
lung von Programmen für die Nachsorge nach Opera-
tionen bzw. Aufbautrainingsprogrammen im Rahmen
der Geriatrie. Diese Leistungen sollen vorerst weiter
im Rahmen von stationären Einrichtungen erbracht
und Erfahrungen gesammelt werden. Wenn, wie ge-
plant, die Rehabilitation in der Krankenversicherung
ab dem Jahre 1994 als Pflichtleistung gewährt wird,
wird zu überlegen sein, ob nicht auch klinische Psy-
chologen mit Spezialausbildung in den oben genann-
ten Gebieten in freier Praxis heranzuziehen sind."

Bei der Beschlußfassung im Nationalrat am 3.12.1991
wurde dem § 63.Abs. 1zweiter Satz Z. 3 B-KUVG noch
folgender Satzteil' angefügt' (s. AB 314 Blg NR
XVIII. GP):

"wenn nachweislich vor oder nach der ersten, jeden-
falls vor der zweiten psychotherapeutischen Behand-
lung innerhalb desselben Abrechnungszeitra.~mes
eine ärztliche Untersuchung (§ 1Abs. 2 Z. 1 des Arzte-
gesetzes 1984, BGBI. Nr. 373) stattgefunden hat".

Dies wird im Abs. 1 Z. 2 Iit. a sublit. dd entsprechend
berücksichtigt.

Zu Z. 2 Iit. b ist ebenfalls aus den Erläuterungen zur
Regierungsvorlage betreffend die 50. ASVG-Novelle
zu zitieren:

"Durch die 32. Novelle zum Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetz, BGBI.Nr. 704/1976, wurde als neue
Leistung der Krankenversicherung die Gewährung
von Hauskrankenpflege als freiwillige Leistung einge-
führt. Diese Leistung soll nunmehr in eine Pflichtlei-
stung umgewandelt werden, wobei bereits durch die
Bezeichnung "medizinische Hauskrankenpflege" und
durch die Formulierung im ersten Absatz des § 151
ASVG gewährleistet werden soll, daß diese Leistung
medizinisch bedingt sein muß.
Voraussetzung für den Leistungsanspruchist dem-
nach das Vorliegen des Versich'e(ungsfalles der
Krankheit; darunter ist nach geltendem Recht ein re-
gelwidriger Körper- oder Geisteszustand zu verste-
hen, der Krankenbehandlung notwendig macht. Die
Leistungsgewährung soll nur durch qualifiziertes Per-
sonal im Sinne des Bundesgesetzes betreffend die
Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medi-
zinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfsdien-
ste _überärztliche Anordnung erfolgen.
Die vorgeschlagene Maßnahme wird zwar vom Haupt-
verband der österreichischen Sozialversicherungsträ-
ger grundsätzlich unterstützt, sie stellt jedoch seiner
Meinung nach nur einen ersten Schritt dar; weitere
Maßnahmen werden sich aus der Neugestaltung des
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, aus der
Einführung der Pflegesicherung und schließlich aus
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dem Wirksamwerden der beabsichtigten Gesund-
heits- und Sozialsprengel ergeben.
Im Rahmen der bis 31. Dezember 1991 verlängerten
KRAZAF-Vereinbarung ist unter anderem auch festge-
legt worden, daß österreichweit die Zahl der Akutbet-
ten um 2600 zu verringern ist.
Die Übernahme der Hauskrankenpflege als Pflichtlei-
stung der Krankenkassen soll, da durch eine solche
Maßnahme die finanzielle Leistungsfähigkeit der
Krankenversicherungsträger nicht beeinträchtigt wer-
den darf, als flankierende Maßnahme zur Bettenre-
duktion vorgenommen werden. Sie ist, wenn und so-
lange es die Art der Krankheit zuläßt, anstelle von An-
staltspflege zu gewähren (§ 144 Abs. 1 und 3 ASVG).
Die soziale Krankenversicherung wurde - was auch
aus den Erläuternden Bemerkungen zur ASVG-
Stammfassung zu entnehmen ist - nicht zur Ab-
deckung der sogenannten "Pflegefälle" geschaffen.
Als Ergebnis der Aufgabenverteilung zwischen Sozial-
versicherung und Sozialhilfe ist das ausschließlich
Aufgabe der Länder, die hiefür auch die Kosten zu trac
gen haben. Unter die "medizinische Hauskranken-
pflege" fällt somit nicht die sogenannte Grundpflege
und hauswirtschaftliche Versorgung. Hilfen zur Wei-
terführung des Haushaltes gehören vielmehr zum Auf-
gabenbereich der Sozialhilfe (§§ 144 Abs. 3, 151
Abs. 3 letzter Satz und Abs. 6 ASVG)."

Nähere Bestimmungen - etwa im Sinne des § 66
Abs. 1 und 3 B-KUVG (Abgrenzung zur Anstaltspflege;
Kriterium der Notwendigkeit ärztlicher Behandlung),
des § 71 Abs. 3 Satz 2 B-KUVG (Art der Leistungen)
und des § 71 Abs. 5 B-KUVG (Befristung der medizini-
schen Hauskrankenpflege) - wird die Satzung der
O.Ö.LKUF zu treffen haben. Dabei wird das B-KUVG
zumindest inhaltsgleich zu übernehmen sein (§ 109
Abs. 2 LDG 1984).

Zu Abs. 1 Z. 3 Iit. a:

Nach § 5 Abs. 2 des Krankenpflegegesetzes,
BGBI.Nr. 102/1961, umfaßt die Kinderkranken- und
Säuglingspflege auch die Pflege und Ernährung von
gesunden Neugeborenen und Säuglingen sowie die
Wochenbettpflege. Gemäß § 1Abs. 1 des Hebammen-
gesetzes 1963, BGBI.Nr. 3/1964, fällt die Pflege der
Wöchnerin, des Neugeborenen und des Säuglings in
gleicher Weise aber auch in das Berufsbild der He-
bammen. Im Hinblick auf die aus der Rechtslage sich
ergebende GI~ichartigkeit der Berufsbilder konnte
auch aus gesundheitspolitischer Sicht für die im So-
zialversicherungsrecht bestandene Ungleichbehand-
lung der beiden Berufe keine Rechtfertigung gefun-
den werden. So wurde auch im Bereich des Sozialver-
sicherungsrechtes eine entsprechende Gleichbe-
handlung vorgenommen (48. ASVG-Novelle, BGBI.Nr.
642/1989, 19. B-KUVG-Novelle, BGBI.Nr. 645/1989).
Mit der vorgesehenen Erweiterung des § 8 Abs. 1 Z. 3
Iit. a wird das O.Ö. LKUFG an die bestehenden bun-
desgesetzlichen Bestimmungen (§ 117 Z. 4 lit. a
ASVG und § 52 Z. 3 lit. a B-KUVG) angepaßt.

Die Beziehungen der LKUF zu den im § 8 neu erwähn-
ten Gruppen von Heil- oder Gesundheitsberufen (Psy-
chotherapeuten, klinische Psychologen, verschiedene
medizinisch-technische Dienste, Kinderkranken- und
Säuglingsschwestern) werden durch privatrechtliche
Verträge nach Maßgabe des § 32 O.Ö. LKUFG zu re-
geln sein. Eine ausdrückliche Erwähnung des ge-

nannten Personenkreises im § 32 Abs. 1 O.Ö. LKUFG
ist entbehrlich, da die geltende Fassung (Worte "an-
dere Vertragspartnern") Raum für eine Einbeziehung
im Interpretationsweg bietet.

Abs. 1 Z. 4 führt Zahnbehandlung und Zahnersatz der
Systematik des B-KUVG besser ensprechend außer-
halb des "Krankheitsfalles" (Abs. 1 Z. 2) an. Analog
zu § 69 Abs. 2 B-KUVG wird präziSiert, daß der "un-
entbehrliche" Zahnersatz gebührt. Dies entspricht der
bisherigen Praxis.

Abs. 1 Z. 5 trifft die erforderlichen Regelungen über
die neue Leistung'sart "medizinische Maßnahmen der
Rehabilitation". Auch hiezu ist aus den Erläuterungen
zur Regierungsvorlage betreffend die 50. ASVG-No-
velle zu zitieren:

"Die medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation in
der Krankenversicherung sind vom Träger der Kran-
kenversicherung nach pflichtgemäßem Ermessen zu
gewähren. Vorbild für diese Regelung ist die diesbe-
zügliche im Bereich der Pensionsversicherung beste-
hende Rechtslage. Das bedeutet, daß die Krankenver-
sicherungsträger zur Leistung der Maßnahmen der
Rehabilitation zwar verpflichtet sind, dieser Verpflich-
tung aber kein individueller Leistungsanspruch ge-
genübersteht. Diese Lösung soll jedoch nicht die end-
gültige sein. Vielmehr ist beabsichtigt, ab dem Jahr
1994 die RE:Jhabilitationin der Krankenversicherung
als Pflichtleistung, auf die ein individueller Rechtsan- .
spruch .besteht,.umzuwandeln. In der Zeit bis dahin
sollen die Krankenversicherungsträger Erfahrungen
über die praktische Umsetzung der Neuregelung ge-
winnen und verläßliche Grundlagen für die Kostenent-
wicklung in diesem Bereich sammeln. Ebenfalls sind
in diesem Zeitraum entsprechende Strukturen von
Ländern und Gemeinden im Sinne des Arbeitsüber-
einkommens und der Regierungserklärung aufzubau-
en. Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz wird Qualitätsnormen für die Er-
bringung von Rehabilitationsleistungen festzulegen
haben, die den in den Rehabilitationseinrichtungen
der Sozialversicherungsträger erbrachten entspre-
chen müssen.
Das Ziel der medizinischen Maßnahmen der Rehabili-
tation ergibt sich aus § 154aAbs. 1 ASVG, ihre Maß-
nahmen aus § 154a Abs. 2 ASVG.
Aufgabe der medizinischen Rehabilitation in der Kran-
kenversicherung ist die Wiederherstellung des Ge-
sundheitszustandes der Versicherten bzw. ihrer Ange-
hörigen in einem solchen Maß,daß sie in die Lage ver-
setzt werden, den ihnen angemessenen Platz in der
Gemeinschaft möglichst dauernd und ohne Betreuung
und Hilfe einzunehmen. Demgegenüber ist es Ziel der
Rehabilitationsmaßnahmen in der Pensionsversiche-
rung, Behinderte bis zu einem solchen Grad ihrer Lei-
stungsfähigkeit wiederherzustellen, daß sie im berufli-
chen und wirtschaftlichen Leben und in der Gemein-
schaft einen ihnen angemessenen Platz möglichst
dauernd einnehmen können (§ 300 ASVG)."

Nähere Bestimmungen - etwa im Sinne des §65a
Abs. 2 B-KUVG (Aufzählung von Maßnahmen) - wird
die Satzung der O.Ö. LKUF zu treffen haben. Dabei
wird das B-KUVG zumindest inhaltsgleich zu überneh-
men sein (§ 109 Abs. 2 LOG 1984).

Die Rehabilitation als rein freiwillige Leistung im Rah-
men der erweiterten Heilbehandlung bleibt daneben
bestehen (siehe § 8 Abs. 7 O.Ö. LKUFG).



Beilage 10011992 zum kurzschriftlichen Bericht des O.Ö. Landtages, XXIV. Gesetzgebungsperiode 5

Zu Art I Z. 5 (§ 8 Abs. 5 und 6):

§ 8 Abs. 5 und Abs. 6 entsprechen den §§ 62 Abs. 3
und 53 Abs. 2 B-KUVG. Im Sinne des § 109 LOG 1984
war die für den Bereich des B-KUVG schon seit eini-
gen Jahren bestehende Regelung hinsichtlich der Fäl-
le kosmetischer Behandlungen und Organspenden
aufzunehmen. Diese Regelung muß bereits ins Lan-
desgesetz aufgenommen werden, weil - anders als
für den in §8 Abs. 1 näher umschriebenen Krankheits-
fall - für diese Bereiche eine nach Art. 18 Abs. 1
B-VG aber gebotene gesetzliche Regelung (noch)
fehlt.

Zu Art. I Z. 6 (§ 8 Abs. 7):

Die Hauskrankenpflege ist aus der Aufzählung von
freiwilligen Leistungen zu streichen, weil sie eine
Pflichtleistung wird (siehe § 8 Abs. 1 Z. 2 Iit.b Ld.F.
des Art. I Z. 4).

Andererseits soll die neue Aufgabe der Gesundheits-
förderung (siehe § 7a Abs. 1 Z. 5 Ld.F. des Art. I Z. 3)
in einer den Möglichkeiten der O.Ö. LKUF entspre-
chenden Weise verankert werden.

Zu Art. I Z. 7 (§ 9 Abs. 2 Z. 2):

Diese Ergänzung entspricht dem § 19 Abs. 1 Z. 2
B-KUVG.

Zu Art. I Z. 8 (§ 9 Abs. 3 lit. b):

Nach § 9 Abs. 5 Z. 2 des O.Ö. LKUFG sind in den Fäl-
len des § 4 Abs. 1 Iit. a, c und d die nach Abs. 4 festge-
setzten Beiträge zur Gänze vom Mitglied zu leisten.

Der derzeit bestehende unbestimmte Gesetzesbegriff
"unmittelbar" (vor dem Urlaub) soll nun durch eine
präzise gesetzliche Regelung ersetzt werden. Begün-
stigt werden dadurch jene Landeslehrer, die nach
einem Karenzurlaub ihren Dienst antreten und sich im
Anschluß daran wieder in Urlaub begeben. Bisher war
in diesem Fall der unmittelbar vor dem Urlaub letzte
Bezug des Landeslehrers als Beitragsbemessungs-
grundlage heranzuziehen. Nunmehr soll - sofern bis
höchstens drei Monate vor dem Urlaub ein Karenzur-
laub im Sinne des § 3 lag - das letzte Karenzurlaubs-
geld bzw. Sonderkarenzurlaubsgeld als Beitragsbe-
messungsgrundlage gelten.

Zu Art. I Z. 9, 10 und 11 (§ 9 Abs. 4, 5 und 8):

Im Abs. 4 soll das Gebot eines "einheitlichen Hun-
dertsatzes" für die Beitragsfestsetzung entfallen, weil
der Bund für die Versicherungsanstalt öffentlich Be-
diensteter davon ab 1992 abgeht (vgl. § 20 und § 20a
B-KUVG).

Abs. 5 Z. 4 ist an diese Neufassungdes Abs. 4 anzu-
passen. Der letzte Satz des Abs. 5 muß auch den neu-
en Abs. 8 umschließen und erhält daher einen neuen
systematischen Platz als Abs. 9.

Zum neuen Abs. 8: Nach § 121 Abs. 1 Z. 2 des LOG
1984, BGBI.Nr. 302, Ld.g.F., leistet der Bund den Län-
dern, in denen dienstrechtliche Krankenfürsorgeein-
richtungen bestehen, einen Beitrag in der Höhe jenes
Betrages, den er bei Nichtbestehen dieser Einrichtun-
gen für die in Betracht kommenden Landeslehrer
nach den bundesgesetzlichen Vorschriften für eine
Krankenversicherung zu leisten hätte.

Gemäß § 109 Abs. 2 des LOG 1984 hat die Regelung
der dienstrechtlichen Krankenfürsorgeeinrichtungen
vorzusehen, daß der Dienstgeber Leistungen an die
Landeslehrer des Aktiv- und Ruhestandes und an de-
ren Angehörige bzw. Hinterbliebene zu erbringen hat,
die derart festzulegen sind, daß sie jenen, die nach
den jeweiligen bundesgesetzlichen Vorschriften über
die Krankenversicherung des Bundesbeamten und
ihren Angehörigen bzw. Hinterbliebenen zustehen, in
ihrer Gesamtheit mindestens gleichwertig sind.

In letzter Zeit häufen sich die Ansuchen um freiwillige
Leistungen, insbesondere in bezug auf die erweiterte
Heilbehandlung. Hiebei ist deren Kostenumfang von
derartiger Beachtlichkeit, daß diese Ansuchen ohne
zusätzlich.e Einnahmen nicht mehr positiv erledigt
werden können.

Nach § 22 Abs. 3 des B-KUVG hat der Dienstgeber
überdies zur Bestreitung von Auslagen der erweiter-
ten Heilbehandlung (§ 70) einen Zuschlag zu diesen
Beiträgen in der Höhe von 0,4 v.H. der Beitragsgrund-
lage (§ 19 B-KUVG) bzw. der beitragspflichtigen Son-
derzahlungen zu entrichten.

Aus diesen Gründen soll in Anpassung an die zitierte
Be~timmung des B-KUVG nunmehr im O.Ö. LKUFG
ebenfalls die Entrichtung eines Zuschlages durch das
Land Oberösterreich zur Bel:1treitung von Auslagen
der erweiterten Heilbehandlung im Sinne des § 8
Abs. 7 (neu) des O.Ö. LKUFG ermöglicht werden.

Zu Art. I Z. 12 (§ 10 Abs. 2 Z. 4):

Diese Änderung eines Tatbestandes der DienstuQfälle
entspricht dem § 90 Abs. 2 Z. 2 B-KUVG Ld.F. der
21. Novelle. Unter Bedachtnahme auf das Urteil des
OGH vom 12.4.1988, 10 Ob S 76/88 (SSV-NF 2/39),
soll der Weg von der Wohnung zum Arzt und anschlie-
ßend zurück zur Wohnung oder Dienststätte einbezo-
gen werden.

Zu Art. I Z. 13 (§ 10 Abs. 2 Z. 8):

Dieser neue Tatbestand entspricht dem § 90 Abs. 2
Z. 9 B-KUVG Ld.F. der 21. Novelle.

Es soll damit der Weg von erwerbstätigen Aufsichts-
personen, die Kinder zum Kindergarten (Kindertages-
stätte, fremde Obhut) bzw. zur Schule bringen oder
von dort abholen, einbezogen werden.

Zu Art. I Z. 14 (§ 15 Abs. 6):

Die Erläuterungen zur 50. ASVG-Novelle, auf welche
die Erläuterungen zur 21. B-KUVG-Novelle (zu § 32
Abs. 3) verweisen, zitieren eine Anregung der Volks-
anwaltschaft. Sie hat jene Fälle im Auge, in denen
trotz einer Unfallanzeige ein Verfahren zur Feststel-
lung einer Leistung weder auf Antrag noch von Amts
wegen eingeleitet wurde. Es sind dies Fälle, in denen
aus der Unfallanzeige wesentliche Unfallfolgen nicht
erkennbar waren, sondern erst später feststellbar war,
daß ein schädigendes Ereignis tatsächlich eingetreten
ist. In solchen Fällen kann die LKUF nach der derzeit-
gen Regelung die Leistungen nicht rückwirkend zuer-
kennen. Diese Rückwirkung soll nun die Neuregelung
ermöglichen. Allerdings soll der rückwirkende Lei-
stungsanfall nur eintreten, wenn zum Zeitpunkt der
späteren Feststellung dem Mitglied noch ein An-
spruch auf Versehrten rente zusteht.
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Die Übergangsbestimmung der 21. B-KUVG-Novelle
(rückwirkend auf Versicherungsfälle, die nach dem
30. Juni 1967 eingetreten sind, ungeachtet der
Rechtskraft bereits ergangener Entscheidungen) sind
im Art. 11 Abs. 3 enthalten (siehe § 173 Abs. 3
B-KUVG).

Zu Art. I Z. 15 (§ 23):

Durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 628/1991 wurde
das Pfändungsrecht auf eine neue bundeseinheitliche
Grundlage gestellt. § 23 soll sich daher auf einen Hin-
weis beschränken.

Zu Art. I Z. 16, 17 und 19 bis 22 (§ 28 Abs. 1, § 30
Abs. 6, § 34 Abs. 1, § 39 Abs. 1, §39a Abs. 1 und § 50
Abs. 1):

Diese Änderungen betreffen lediglich sprachlich-sy-
stematische und gesetzestechnische Verbesserungen
bzw. Änderungen, die sich auf Grund von Änderungen
der zitierten Rechtsvorschriften ergeben.

Zu Art. I Z. 18 (§ 31 Abs. 1):

Mit dieser Erweiterung um den Teilsatz "oder darüber
hinaus als freiwillige Leistung erbringt" erfolgt ledig-
lich eine Anpassung an die auf Bundesebene beste-
hende analoge Gesetzesbestimmung (§ 125 Abs. 1
B-KUVG). Es soll damit gewährleistet werden, daß

Mag. Wigelbeyer
Obmann

auch im Falle der Erbringung von freiwilligen Leistun-
gen durch die LKUF der Übergang von Schadener-
satzansprüchen auf die LKUF erfolgt.

Zu Art. 11:

Abs.1:
Die Inkrafttretenszeitpunkte lehnen sich an die ent-
sprechenden Bestimmungen der B-KUVG-Novellen
an.

Abs. 2 übernimmt die Übergangsregelung des Art. 11
der 20. B-KUVG-Novelle für Änderungen der Angehö-
rigeneigenschaft, allerdings abgestimmt auf die In-
krafttretensregelung (Abs. 1).

Abs. 3 entspricht § 173 Abs. 3 B-KUVG in der Fas-
sung der 21. B-KUVG-Novelle, allerdings abgestellt
auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Stammfas-
sung des O.Ö. LKUFG, den 1. Jänner 1978.

Der Ausschuß für Bildung, Jugend, Kultur und
Sport beantragt, der Hohe Landtag möge das Landes-
gesetz, mit dem das Landesgesetz über die O.Ö. leh-
rer-Kranken- und Unfallfürsorge (O.ö. LKUFG) geän-
dert wird, beschließen.
Eine Textgebenüberstellung ist angeschlossen.

Linz, am 29. April 1992

Pallwein-Prettner
Berichterstatter

Landesgesetz

vom ,
mit dem das Landesgesetz über die O.Ö. Lehrer-Kranken- und Unfailfürsorge

(O.Ö. LKUFG) geändert wird

Der o.ö. Landtag hat in Ausführung der Bestimmungen
des § 109 und § 110 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz -
LDG 1984, BGBI.Nr. 302/1984, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBI.Nr. 688/1991, beschlossen:

Artikel I

Das O.Ö. LKUFG, LGBI.Nr. 66/1983, zuletzt geändert
durch das Landesgesetz LGBI.Nr. 79/1989, wird wie folgt
geändert:

1. § 6 Abs. 4 lautet:

,,(4) Als Angehörige gelten auch frühere Ehegatten
des Mitglieds, wenn und solange ihnen dieses als
Folge einer Nichtigerklärung, Aufhebung oder Schei~
dung der Ehe Unterhalt zu leisten hat, sofern nicht
§ 5 Abs. 2 anzuwenden ist."

2. § 6 wird folgender Abs. 8 angefügt:

,,(8) Kinder und Enkel (Abs. 1 Z. 2 bis 6) gelten im
Rahmen der Altersgrenzen des Abs. 2 Z. 1 auch dann
als Angehörige, wenn sie sich im Ausland in einer
Schul- oder Berufsausbildung befinden; dies gilt auch
bei nur vorübergehendem Aufenthalt im Inland."
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3. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:

,,§ 7a
AUfgaben

(1) Die Krankenfürsorge trifft Vorsorge
1. für die Früherkennung von Krankheiten und die

Erhaltung der Volksgesundheit;
2. für die Leistungsfälle der Krankheit und der

Mutterschaft;
3. für Zahnbehandlung und Zahnersati;
4. für medizinische Maßnahmen der Rehabilitation;
5. für die Gesundheitsförderung.

(2) Überdies können aus Mitteln der Krankenfür-
sorge gewährt werden:
1. Maßnahmen der erweiterten Heilbehandlung;
2. Maßnahmen zur Krankheitsverhütung. "

4. § 8 Abs. 1 und 2 lauten:

,,(1) Als Leistungen der Krankenfürsorge werden
gewährt: .
1. zur Früherkennung von Krankheiten: Vorsorge-

(Gesunden)untersuchungen;
2. bei Krankheit (das ist der regelwidrige Körper-

und Geisteszustand, der Krankenbehandlung
notwendig macht):
a) Krankenbehandlung durch

aa) ärztliche Hilfe;
bb) auf Grund ärztlicher Verschreibung erfor-

derliche physikotherapeutische, logopä-
disch-phoniatrisch-audiometrische oder
ergotherapeutische Behandlung durch
Personen, die zur freiberuflichen Aus-
übung dieser Dienste berechtigt sind;

cc) auf Grund ärztlicher Verschreibung oder
psychotherapeutischer Zuweisung erfor-
derliche diagnostische Leistung eines kli-
nischen Psychologen, der zur selbständi-
gen Ausübung des psychologischen Be-
rufs berechtigt ist;

dd) psychotherapeutische Behandlung durch·
Personen, die zur selbstähdigen Aus-
übung der Psychotherapie berechtigt
sind, wenn nachweislich vor oder nach
der ersten, jedenfalls jedoch vor der zwei-
ten psychotherapeutischen Behandlung
innerhalb desselben Zeitraumes, der dem
Abrechnungszeitraum im Sinn des § 63
Abs. 1 zweiter Satz Z. 3 Beamten-
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz,
BGBI.Nr. 200/1967 in der Fassung
BGBI.Nr. 679/1991, entspricht, eine ärzt-
liche Untersuchung stattgefunden hat;

ee) Heilmittel;
ff) Heilbehelfe und Hilfsmittel;

b) erforderlichenfalls medizinische Hauskran-
kenpflege durch diplomiertes Krankenpflege-
personal auf ärztliche Anordnung;

c) erforderlichenfalls Anstaltspflege;
3. bei Mutterschaft:

a) ärztlicher Beistand, Hebamnienbeistand so-
wie Beistand durch diplomierte Kinderkran-
ken- und Säuglingsschwestern;
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b) Heilmittel;
c) Heilb,ehelfe und Hilfsmittel;
d) erforderlichenfalls Anstaltspflege;
e) Entbindungsbeitrag (Mutterhilfe);

4. Zahnbehandlung und unentbehrlicher Zahnersatz;

5. medizinische Maßnahmen der Rehabilitation
nach pflichtgemäßem Ermessen im Anschluß an
eine Krankenbehandlung nach Maßgabe des
Abs. 3 mit dem Ziel, den Gesundheitszustand des
Mitgliedes und seiner Angehörigen so weit wie-
derherzustellen, daß sie in der Lage sind, in der
Gemeinschaft einen ihnen angemessenen Platz
möglichst dauernd und ohne Betreuung und Hilfe
einzunehmen.

(2) In den Fällen des Abs. 1werden auch Leistun-
gen für die notwendigen Reise(Fahrt)- und Trans-
portkosten gewährt."

5. § 8 Abs. 5 erhält die Bezeichnung ,,(7)"; folgende
Abs. 5 und 6 werden (neu) eingefügt:

,,(5) Kosmetische Behandlungen gelten als Kran-
kenbehandlung, wenn sie zur Beseitigung anatomi-

. scher' öder funktioneller Krankheitszustände dienen.
Andere kosmetische Behandlungen können gewährt
werden, wenn sie der vollen Wiederherstellung der
Dienstfähigkeit förderlich oder aus 'Berufsgründen
notwendig sind.

(6) Einer Krankheit im Sinne des Abs. 1 Z. 1 ist
gleichzuhalten, wenn ein Mitglied (Angehöriger) in
nicht auf Gewinn gerichteter Absicht einen Teil sei-
nes Körpers zur Übertragung in den Körper eines an-
deren Menschen spendet. Der Versicherungsfall der
Krankheit gilt mit dem Zeitpunkt als eingetreten, in
dem die erste ärztliche Maßnahme gesetzt wird, die
der späteren Entnahme des Körperteiles voranzuge-
hen hat. Als Leistung der Krankenbehandlung gilt
auch die Übernahme der für eine Organtransplanta-
tion notwendigen Anmelde- und Registrierungsko-
sten bei einer Organbank."

6. Im § 8 Abs. 7 (neu) wird die Ziffer ,,4" durch die
Ziffer ,,6" und das Wort "Hauskrankenpflege" durch
"Gesundheitsförderu ng" ersetzt.

7. Im § 9 Abs. 2 Z. 2 entfällt der Strichpunkt; folgende
Wortfolge wird angefügt:

"sowie die Nebengebührenzulage im Sinne des Ne-
bengebührenzulagengesetzes, BGBI.Nr. 485/1971,
in der jeweils geltenden Fassung;"

8. § 9 Abs. 3 lit. b zweiter Halbsatz lautet:

"wenn jedoch bis höchstens drei Monate vor dem
Urlaub ein Karenzurlaub im Sinne des § 3 lag, das
letzte Karenzurlaubsgeld bzw. Sonderkarenzur-
laubsgeld vor dem Urlaub;"

9. § 9 Abs. 4 lautet:

,,(4) Die Höhe des Beitrages ist in der Satzung ent-
sprechend den Anforderungen einer ausreichenden
Krankenfürsorge (einschließlich eines angemesse-
nen Maßes an freiwilligen Leistungen) in Prozenten
der Beitragsgrundlage festzusetzen. Dabei kann in
Anlehnung an die Beiträge, die öffentlich Bedien-
stete des Bundes an ihre Versicherungsanstalt zu
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leisten haben, ein Beitragszuschlag der Mitglieder
oder bestimmter Gruppen von Mitgliedern festge-
setzt werden."

1O. § 9 Abs. 5 Z. 4 lautet:
,,4. Im übrigen je zur Hälfte vom Mitglied und vom

Land Oberösterreich, soweit sich nicht aus
Abs.4 zweiter Satz etwas anderes ergibt."

11. Der letzte Satz des § 9 Abs. 5 wird zu Abs. 9 des
§ 9. Im § 9 wird folgender neuer Abs. 8 eingefügt:

,,(8) Überdies hat das Land Oberösterreich zur Be-
streitung von Auslagen der erweiterten Heilbehand-
lung (§ 8 Abs. 7) einen Zuschlag zu diesen Beiträgen
zu leisten. Die Höhe dieses Zuschlages ist in der Sat-
zung unter Bedachtnahme auf die Höhe des gleich-
artigen Zuschlages, den der Bund an die Versiche-
rungsanstalt öffentlich Bediensteter nach dem
B-KUVG zu leisten hat, festzusetzen."

,,§ 23
Pfändung von Leistungsansprüchen

Die Pfändbarkeit von Leistungsansprüchen nach
diesem Landesgesetz bestimmt sich nach der Exe-
kutionsordnung, RGBI.Nr. 79/1896, in der Fassung
der Exekutionsordnungs-Novelle 1991, BGBI.Nr.
628/1991, bzw. in der jeweils geltenden Fassung."

12. § 10 Abs. 2 Z. 4 lautet:

,,4. auf einem Weg von der Dienststätte oder der
Wohnung zu einer Untersuchungs-oder Be-
handlungsstelle (wie freiberuflich tätiger Arzt,
Ambulatorium, Krankenanstalt) zur Inanspruch-
nahme einer Leistung der Krankenfürsorge (§ 8
Abs. 1) und anschließend auf dem Weg zurück
zur Dienststätte oder zur Wohnung, sofern dem
Dienstgeber die Stätte der Untersuchung bzw.
Behandlung bekanntgegeben wurde, ferner auf
dem Weg von der Dienststätte oder von der
Wohnung zu einer Untersuchungsstelle, wenn
sich das Mitglied der Untersuchung auf Grund
einer gesetzlichen Vorschrift oder einer Anord-
nung der Dienstbehörde oder der LKUF unter-
ziehen muß, und anschließend auf dem Weg zu-
rück zur Dienststätte oder zur Wohnung;"

13. Im § 10 Abs. 2 wird in Z. 7 der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und folgende neue Ziffer an-
gefügt:

,,8. auf einem Weg eines Mitglieds zur oder von der
Dienststätte zu einem Kindergarten (Kinderta-
gesstätte, fremde Obhut) oder zu einer Schule,
um das Kind (§ 6) oder den Schüler (§ 8 Abs. 1
Z. 3 lit. h ASVG) eines Mitglieds dorthin zu brin-
gen oder von dort abzuholen, wenn dem Mit-
glied die gesetzliche Aufsicht obliegt."

14. Dem § 15 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:

"Wird eine Unfallanzeige innerhalb von zwei Jahren
nach dem Unfall erstattet, so gilt der Zeitpunkt des
Einlangens der Unfallanzeige bei der LKUF als Tag
der Einleitung des Verfahrens, wenn dem Mitglied
zum Zeitpunkt der späteren AntragsteIlung oder Ein-
leitung des Verfahrens noch ein Anspruch auf Ren-
tenleistungen zusteht."

15. § 23 lautet:
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16. Im § 28 Abs. 1 wird die Wortfolge "BGBI.Nr. 565/
1978," durch die Wortfolge "BGBI.Nr. 565/1978,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr.
233/1988 und der Kundmachung BGBI.Nr.
609/1989," ersetzt.

17. Im § 30 Abs. 6 wird die Wortfolge "O.Ö. Behinderten-
gesetz 1971, LGBI.Nr. 11" durch die Wortfolge
"O.Ö. Behindertengesetz 1991, LGBI.Nr. 113,"
ersetzt.

18. Im § 31 Abs. 1 entfällt am Ende des ersten Satzes
der Punkt; folgende Wortfolge wird angefügt:

"oder darüber hinaus als freiwillige Leistung erbringt."

19. (Vertassurigsbestimmung) Im § 34 Abs. 1 lit. d wird
der Klammerausdruck ,,(§ 3 der Landtagsgeschäfts-
ordnung, LGBI.Nr. 74/1973)" durch den Klammer-

. ausdruck ,,(§ 3 Landtagsgeschäftsordnung, LGBI.
Nr. 125/1991)" ersetzt.

20. Im § 39 Abs. 1 wird die Wortfolge "Dienstrechtsver-
fahrensgesetz 1984, BGBI.Nr. 29," durch die Wort-
folge "Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984, BGBI.Nr.
29 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr.
362/1991," ersetzt.

21. Im § 39a Abs. 1 wird die Wortfolge "BGBI.Nr. 565/
1978," durch die Wortfolge "BGBI.Nr. 565/1978 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr.
233/1988 und der Kundmachung BGBI.Nr.
609/1989," ersetzt.

22. Im § 50 Abs: 1 wird das Zitat "Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrengesetzes - AVG 1950" durch das
Zitat "Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 - AVG" ersetzt.

Artikel 11

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Landesgesetz tritt, nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen in Kraft:
1. Art. I Z. 18 rückwirkend mit 1. Jänner 1990;
2. Art. I Z. 1 rückwirkend mit 1. Juli 1990;
3. Art. I Z. 2 bis 6 und 12 bis 14 rückwirkend mit 1. Jän-

ner 1992;
4. Art. I Z. 15 tritt mit 1. März 1992 in Kraft. Er ist auf

Exekutionsverfahren anzuwenden, in denen der Exe-
kutionsantrag nach dem 29. Februar 1992 bei Gericht
eingelangt ist.

5. Art. I Z. 7 bis 11, 16, 17 und 19 bis 22 mit Ablauf des
Tages der Kundmachung im Landesgesetzblatt für
Oberösterreich,.

(2) Der Anspruch auf d.ie Leistungen der Krankenfür-
sorge für Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses Lan-
desgesetzes als Angehörige galten, nach den Bestim-
mungen dieses Landesgesetzes aber nicht mehr als An-
gehörige gelten, bleibt auch über das Ende der Angehöri-
genejgenschaft hinaus aufrecht, solange die Vorausset-
zung~n für einen bis zum Inkrafttreten .dieses
Landesgesetzes bestandenen Leistungsanspruch gege-
ben sind.

(3) § 15 Abs. 6 in der Fassung dieses Landesgesetzes
gilt auch für Leistungsfälle, die nach dem 1. Jänner 1978
eingetreten sind. Die Rechtskraft bereits ergangener Ent-
scheidungen steht dem nicht entgegen.



Anlage zu Beilage 100/1992

Tex t 9 e gen übe r s tel 1 u n 9

O.Ö. Lehrer-Kranken- und Unfallfürsorge=======================================

GELTENDE FASSUNG

Abschni" I
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Rechtsstellung der O. ö. Lehrer-Kranken- und Unfall-

fürsorge (LKUF)

(1) Das Land Oberösterreich bedient sich als
Dienstgeber zur Wahrnehmung der Krankenfürsorge
und Unfallfürsorge für die Lehrer für allgemeinbil-
dende Pflichtschulen und für Berufsschulen der
O. ö. Lehrer-Kranken- und Unfallfürsorge (LKUF).

(2) Die LKUF ist eine Körperschaft öffenUichen
Rechtes. Die ihr übertragene Aufgabe der dienst~
rechtlichen Kranken- und Unfallfürsorge besorgt die
LKUF im Rahmen der Gesetze weisungsfrei in
eigener Verantwortung.

(3) Sitz der LKUF ist Unz. Die LKUF ist berechtigt,
das Landeswappen zu führen.

§ 2
Mitgliedschaft In der LKUF .

Mitglieder der LKUF sind:
a) die im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum

Land Oberösterreich stehenden. Landeslehrer für
allgemeinbildende Pflichtschulen und für Berufs-
schulen,ausgenommen die Lehrer an land- und
forstwirtschaftlichen Schulen;

b) die Personen, die auf· Grund eines die Mitglied-
schaft gemäß Iit. a begründenden Dienstverhält-
nisses einen Ruhe- oder Versorgungsbezug,
einen Obergangsbeitrag, ein Versorgungsgeld
oder einen Unterhaltsbezug im Sinne der Be-
stimmungen des Pensionsgesetzes 1965.
BGBI. Nr. 340, erhalten. :

ENTWURF

Artikel I

Das O.Ö. LKUFG, LGBl.Nr. 66/1983, zuletzt
geändert durch das Landesgesetz
LGBl.Nr. 79/1989 wird wie folgt geändert:



,,§ 3
Mitgliedschaft bei Bezug von Karenzurlaubsgeld

und Sonderkarenzurlaubsgeld
Landeslehrer, die Karenzurlaubsgeld bzw. Son-

derkarenzurlaubsgeld nach dem Karenzurlaubsgeld-
gesetz beziehen, bleiben für die Dauer dieses Bezu-
ges Mitglieder der LKUF, gleichgühig, ob ihr Dienst-
verhältnis besteht oder aufgelöst wurde." .

,,§ 4
Ruhen der Mitgliedschaft

,,(1) Die Mitgliedschaft zur LKUF ruht während der
Dauer eines Urlaubes unter Entfall der Bezüge (Ka-
remzurlaub)oder einer Außerdienststellung."

Dies gilt nicht,
a) wenn der Karenzurlaub die Dauer eines Monates

nicht überschreitet;
b) solange Karenzurlaubsgeld bzw. Sonderkarenz-

urlaubsgeld gebührt;
c) wenn sich der beurlaubte Lehrer durch Abgabe

einer widerruflichen Erklärung verpflichtet, die
gemäß § 9 bestimmten Beiträge ab Antritt des Ur-
laubes zu entrichten, für die Wirksamkeitsdauer
dieser Erklärung. Die Verpflichtungserklärung ist
spätestens sechs Wochen nach Antritt des Urlau-
bes abzugeben. Verliert ein Lehrer nach Antritt
des Urlaubes eine zusätzlich zur Mitgliedschaft
bei der LKUF gegebene Anspruchsberechtigung
gegenüber ei~em Träger der gesetzlichen Kran-
ken- oder Unfallversicherung oder einem Träger
der dienstrechtlichen Kranken- oder Unfallfürsor-
ge, so kann er die Verpflichtungserklärung auch
nachträglich abgeben; gibt er die Erklär"mg bin-
nen zwei Wochen nach Bekanntwe,rden des Ver-
lustes jener Anspruchsberechtigung ab, so wirkt
di.eErklärung auf den Zeitpunkt des Verlustes zu-
rück, ansonsten wird sie mit dem folgenden Mo-
natsersten wirksam;

"d) im Fall der AußerdienststeIlung wenn das Mit-
glied dies innerhalb von sechs Wochen ab dem
Zeitpunkt der AußerdienststeIlung beantragt."

(2) Das Ruhen der Mitgliedschaft zieht auch das
Ruhen der Anspruchsberechtigung der Angehörigen

.des 'betreffenden Mitgliedes nach sich."

Abschnitt 11

Krankenfürsorge

§ 5
.AnspruchsberechtIgung

(I) Auf die Leistungen der LKUF haben die Mit-
glieder Anspruch:

1. tür sich selbst;
2. tür ihre Angehörigen (§6).

(2) Der Anspruch gemäß Abs. 1 Z. 2 besteht je-
doch nicht, wenn
a) der Angehörige selbst Mitglied der LKUF ist und

seine Mitgliedschaft nicht ruht;
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..b) der Angehörige unter den Begriff des Mitglieds
bzw. Angehörigen bzw. Anspruchsberechtigten
bei einer anderen Kranken- bzw. Unfallfür-
sorgeeinrichtung eines öffentlich-rechtlichen
Dienstgebers fällt.· wobei Bestimmungen über
den Ausschluß der Mitgliedschaft bzw. Angehö-
rigeneigenschaft bzw. Anspruchsberechtigung
zu Lasten einer gleichartigen Einrichtung unbe-
rücksichtigt bleiben;

c) der Angehörige unter den Begriff des (Pflicht-)-
Versicherten bzw. Angehörigen bei einer ge-
setzlichen Kranken- bzw. Unfallversicherung
fällt, wobei allfällige Bestimmungen über den
Ausschluß von der Pflichtversicherung zu La-
sten dienstrechtlicher Kranken- bzw. Unfallfür-
sorgeeinrichtungen unberücksichtigt bleiben."

§ 6,
" _', ',' '. AngehÖrige

(1) Als Angehörige der Mitgli~der'ge'te~:..
- . ."

1. der 'ehegatte; , ' ,'" "
2. 'die ehelichen Kinder, die legitrmiertenKinder und

Wahlkinder; " ", '0 '

3. die' unehelichen Kindep eines' weibrichen:Mit-
gliedes;

4. die unehelichen Kinder eines männlichen Mit-
gliedes, wenn seine Vaterschaft durch Urteil
oder durch Anerkenntnis festgestellt ist
(§ 163 b ABGB);

5. die Stiefkinder und Enkel, wenn sie mit dem Mit-
glied ständig in Hausgemeinschaft leben;

6. die Pflegekinder, wenn sie vom Mitglied unent-
geltlich verpflegt werden oder das Pflegeverhält-
nis auf einer behördlichen Bewilligung beruht.

Die ständige Hausgemeinschaft im Sinne der Z. 5
besteht weiter, wenn sich das Kind nur vorüber-
gehend oder wegen schulmäßiger (beruflicher) Aus-
bildung oder zeitweilig wegen Heilbehandlung
8uBerhaib der, Hausgemeinschaft aufhält; das glei-
che gilt, wenn sich das Kind auf Veranlassung des
Mitgliedes und überwiegend auf dessen Kosten oder
auf Anordnung der Jugendfürsorge oder des Vor-
mundschafts(Pflegschafts)gerichtes in Pflege eines
Dritten befindet.

(2) Kinder und Enkel (Abs. 1 Z. 2 bis 6) gelten als
Angehörige bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres.
Nach· diesem Zeitpunkt gelten sie als Angehörige,
wenn und solange sie

..1. sich in einer Schul- oder Berufsausbildung be-
finden, die ihre Arbeitskraft überwiegend be-
ansprucht, längstens bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres; die Angehörigeneigenschaft
verlängert sich höchstens bis zur Vollendung
des 27. Lebensjahres. wenn die Berufsausbil-
dung über das 25. Lebensjahr hinaus andauert,
die Kinder (Enkel) ein ordentliches Studium be-
treiben und eine Studiendauer im Sinne des § 2
Abs. 3 des Studienförderungsgesetzes 1983.
BGBI. Nr. 436, in der Fassung des Bundesge-
setzes 8GBI. Nr. 361/1985 ohne wichtige Grün-
denicht überschreiten;"

3 -



2. seit der Vollendung des 18. Lebensjahres oder
seit dem Ablauf des in Z.1 genannten Zeitraumes
a) infoJge Krankheit oder Gebrechens erwerbs-

unfähig sind oder
b) erwerbslos sind .

..Die Angehörigeneigenschaft besteht in den Fäl-
len der Z. 2 Iit. b längstens tür zwei Jahre ab den

.in Z. 2 genannten Zeitpunkten."

(3) Als Angehöriger gilt jeweils auch eine Person
aus dem Kreis der Eltern. Wahl-, Stlef- und Pflege-
eltern, der Kinder, Wahl-, Stief- und Pflegekinder,
der Enkel oder der Geschwister des Mitgliedes oder
eine mit dem Mitglied nicht verwandte andersge-
schlechtliche Person, die seit mindestens 10 Mona-
ten mit ihm in Hausgemeinschaft lebt und ihm seit
dieser Zeit unentgeltlich den Haushalt führt. wenn
ein im. gemeinsamen Haushalt lebender arbeitsfähi-
ger Ehegatte nicht vorhanden ist. Angehöriger aus
diesemGr~nd kann nur eine einzig~ Person sein.

(.) Der schuldlos geschiedene Ehegatte gilt als An-
gehöriger, sofern nicht § 5 Abs. 2 anzuwenden ist.

(5) Als Angehörige gelten auch die Eltern (Wahl-,
Stief- und Pflegeeltern) des Mitgliedes, wenn sie mit
ihm in Hausgemeinschaft leben und von ihm ganz
oder überwiegend erhalten werden.

(6) Die im Abs. 1 Z. 1 und Abs. 3 bis 5 genannten
Personen gelten nur als Angehörige. soweit es sich
nicht um Personen handelt. die im § 2 Abs. 1 des
Bundesgesetzes über die Sozialversicherung freibe-
ruflich selbständig Erwerbstätiger, BGBI. Nr. 624/1978,
angeführt sind
"oder eine Pension nach diesem Bundesgesetz
beziehen ...

..(7) Eine im Abs. 1Z. 1 sowie Abs. 3 bis 5 genann-
te Person gilt nicht als Angehöriger, wenn sie im Aus-
-land eine Erwerbstätigkeit ausübt. die, würde sie im
Inland ausgeübt werden, nach bundes- oder landes-
gesetzlichen Bestimmungen die Versicherungs-
pflicht in der Krankenversicherung begründet."
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1. S 6 Abs. 4 lautet:

"(4) Als Angehörige gelten auch
frühere Ehegatten des Mitglieds, wenn
und solange ihnen dieses als Folge
einer Nichtigerklärung, Aufhebung
oder Scheidung der Ehe Unterhalt zu
leisten hat, sofern nicht S 5 Abs. 2
anzuwenden ist."

2. S 6 wird folgender Abs. 8 angefügt:

"(8) Kinder und Enkel (Abs. 1 Z. 2
bis 6) gelten im Rahmen der Alters-
grenzen des Abs. 2 Z. 1 auch dann als
Angehörige, wenn sie sich im Ausland
in einer Schul- oder Berufsausbildung
befinden; dies gilt auch bei nur vor-
übergehendem Aufenthalt im Inland."



§7

Zusammentreffen mehrerer Anspruchsberechtlgungen

{1} Ist ein Mitglied auch.bei einer anderen Kranken-
bzw. Unfallfürsorgeeinrichtung eines öffentlich-recht-
lichen Dienstgebers oder bei einem Träger der ge-
setzlichen Kranken- bzw. Unfallversicherung an-
spruchsberechtigt, so hat die LKUF Leistungen nur
soweit zu erbringen, daß eine ausreichende und be-
züglich vergleichbarer Leistungen der LKUF mög-
lichst einheitliche Kranken- und Unfallfürsorge ge-
währleistet ist. Das Nähere hierüber ist in der Sat-
zung zu bestimmen.

(2) Unter sinngemäßer Anwendung der Bestim-
mungen des Abs. 1 können für den im § 5 Abs. 2
ertaßten Personen kreis freiwillige Leistungen (§ 8)
vorgesehen werden.

(3) Für Kinder oder Enkel (§ 6 Abs. 1 Z. 2 bis 6)
von Eltern bzw. Großeltern, die beide Mitglied der
LKUF sind, dürten Leistungen nur einmal (nicht dop-
pelt) erbracht werden.

§ 8

Leistungen

(1) Als Leistungen der Krankenfürsorge werden
gewährt:
1. zur Früherkennung von Krankheiten: Gesunden-

untersuchungen;
1a. sonstige Maßnahmen zur Erhaltung der Volks-

gesundheit;
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3. Nach S 7 wird folgender § 7a einge-
fügt:

"§ 7a
Aufgaben

(1) Die Krankenfürsorge trifft Vor-
sorge
1. für die Früherkennung von

Krankheiten und die Erhaltung der
Volksgesundheit;

2. für die Leistungsfälle der
Krankheit und der Mutterschaft;

3. für Zahnbehandlung und Zahnersatz;
4. für medizinische Maßnahmen der Re-

habilitation;
5. für die Gesundheitsf6rderung.

(2) Überdies k6nnen aus Mitteln der
Krankenfürsorge gewährt werden:
1. Maßnahmen der erweiterten Heilbe-

handlung;
2. Maßnahmen zur Krankheitsverhü-

tung."

4. § 8 Abs. 1 und 2 lauten:

"(1) Als Leistungen der Krankenfür-
sorge werden gewährt:
1. zur Früherkennung von Krankheiten:

Vorsorge(Gesunden)untersuchungen;



2. bei Krankheit (das ist der regelwidrige Körper-
oder Geisteszustand, der Krankenbehandlung
notwendig macht):
Krankenbehandlung durch
8) ärztliche Hilfe;

.b) Heilmittel;
c) Heilbehelfe und Hilfsmittel;
d) Pflege in einer Krankenanstalt;
e) Zahnbehandlung und Zahnersatz;

3. bei Mutterschaft:
a) ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand;
b) Heilmittel;
c) Heilbehelfe und Hilfsmittel;
d) Pflege in einer Krankenanstalt;
e) Entbindungsbeitrag (Mutterhilfe);

4. Früherfassung der für Maßnahmen der Rehabili-
tation in Betracht kommenden Personen.
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2. bei Krankheit (das ist der regel-
widrige Körper- und Geisteszu-
stand, der Krankenbehandlung not-
wendig macht):
a) Krankenbehandlung durch

aal ärztliche Hilfe:
bb) auf Grund ärztlicher Ver-

schreibung erforderliche
physikotherapeutische, 10-
gopädisch-phoniatrisch-au-
diometrische oder ergothe-
rapeutische Behandlung
durch Personen, die zur
freiberuflichen Ausübung
dieser Dienste berechtigt
sind;

cc) auf Grund ärztlicher Ver-
schreibung oder psycho-
therapeutischer Zuweisung
erforderliche diagnostische
Leistung eines klinischen
Psychologen, der zur selb-
ständigen Ausübung des psy-
chologischen Berufs berech-
tigt ist;

dd) psychotherapeutische Be-
handlung durch Personen,
die zur selbständigen Aus-
übung der Phsychotherapie
berechtigt sind, wenn nach-
weislich vor oder nach der
ersten, jedenfalls jedoch
vor der zweiten psychothe-
rapeutischen Behandlung in-
nerhalb desselben· Zeit-
raumes, der dem Abrech-
nungszeitraum im Sinn des
S 63 Abs. 1 2. Satz Z. 3
Beamten-Kranken- und Un-
fallversicherungsgesetz,
BGB1.Nr. 200/1967 in der
Fassung BGB1.Nr. 679/1991,
entspricht, eine ärztliche
Untersuchung stattgefunden
hat;

ee) Heilmittel;
ff) Heilbehelfe und Hilfsmit-

tel;
b) erforderlichenfalls medizi-

nische Hauskrankenpflege durch
diplomiertes
Krankenpflegepersonal aufärzt-
liche Anordnung;

c) erforderlichenfalls Anstalts-
pflege;



- 7 -

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z. -1 bis 3 werden
auch Leistungen für die notwendigen Reise(Fahrt)-
und Transportkosten gewährt.

(3) Die Krankenbehandlung (Abs. 1 Z. 2) muß aus-
reichend und zweckmäßig sein, sie darf jedoch das
Maß des Notwendigen nicht überschreiten. Durch
die Krankenbehandlung sollen die Gesundheit, die
Dienstfähigkeit und die Fähigkeit. für die lebens-
wichtigen persönlichen Bedürfnisse zu sorgen, nach
Möglichkeit wiederhergestellt, gefestigt oder gebes-
sert werden.

(.c) Die näheren Bestimmungen über die Leistun-
gen nach Abs. 1 bis 3 sind entsprechend den jewei-
ligen Anforderungen einer ausreichenden Kranken-
fürsorge durch die Satzung festzu·legen. Es kann all-
gemein oder für einzelne Leistungen ein Kostenbei-
trag des Mitgliedes vorgesehen werden. Bei der Ge-
staltung dieser Bestimmungen der Satzung ist darauf
Bedacht zu nehmen, daß die Leistungen der Kran-
kenfürsorge in ihrer Gesamtheit denen, die den
Bundesbeamten und ihren Angehörigen bzw. Hinter-
bliebenen aus der Sozialversicherung jeweils zuste-
hen, mindestens gleichwertig sind:
"dabei können Satzungsänderungenerforderlichen-
falls rückwirkend in Kraft gesetzt werden."

Darüber hinaus
können Leistungsverbesserungen nur nach Maßgabe
der finanziellen Möglichkeiten der LKUF getroffen
werden.

3. bei Mutterschaft:
a) ärztlicher Beistand, Hebammen-

beistand sowie Beistand durch
diplomierte Kinderkranken- und
Säuglingsschwestern;

b) Heilmittel;
c) Heilbehelfe und Hilfsmittel;
d) erforderlichenfalls Anstalts-

pflege;
e) Entbindungsbeitrag (Mutter-

hilfe );
4. Zahnbehandlung und unentbehrlicher

Zahnersatz;
5. medizinische Maßnahmen der Rehabi-

litation nach pflichtgemäßem Er-
messen im Anschluß. an eine
Krankenbehandlung nach Maßgabe des
Abs. 3 mit dem Ziel, den Ge-
sundheitszustand des Mitgliedes
und seiner Angehörigen so weit
wiederherzustellen, daß sie in der
Lage sind, in der Gemeinschaft
einen ihnen angemessenen Platz
möglichst dauernd und ohne Betreu-
ung und Hilfe einzunehmen.

(2) In den Fällen
auch Leistungen
Reise(Fahrt)- und
währt."

des Abs. 1 werden
für die notwendigen
Transportkosten ge-



(5) Neben den Pflichtleistungen (Abs. 1 bis 4)
kann die Satzung im Rahmen der verbleibenden
finanziellen Möglichkeiten freiwillige Leistungen vor-
sehen, insbesondere auch erweiterte Heilbehand-
lung, wie z. 8. Rehabilitation, Hauskrankenpflege.
Aufenthalt in einem Heilbad oder einer Kuranstalt.
Aufenthalt in einem Genesungs- oder Erholungsheim
oder außerordentliche Zuschüsse für Härtefälle.
,,8eim Tod des Mitgliedes bzw. des anspruchsbe-
rechtigten Angehörigen kann durch die Satzung
nach Maßgabe der finanziellen Leistungsfähigkeit
der LKUF ein Teilersatz der 8estattungskosten ge-
währt werden." Auf
freiwillige Leistungen· besteht kein Rechtsanspruch.

§ 9
Beiträge

(I) Die Mittel zur 8estreitung der Aufwendungen
für die Krankenfürsorge werden, soweit sie nicht
durch sonstige Einnahmen gedeckt sind. durch 8ei-
träge des Landes Oberösterreich und der Mitglieder
aufgebracht.
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5. S 8 Abs. 5 erhält die Bezeichnung
"(7)"~ folgende Abs. 5 und 6 werden
(neu) eingefügt:

"(5) Kosmetische Behandlungen gelten
als Krankenbehandlung, wenn sie zur
Beseitigung anatomischer oder
funktioneller Krankheitszustände die-
nen. Andere kosmetische Behandlungen
können gewährt werden, wenn sie der
vollen Wiederherstellung der Dienst-
fähigkeit förderlich oder aus Berufs-
gründen notwendig sind.

(6) Einer Krankheit im Sinne des
Abs. 1 Z. 1 ist gleichzuhalten, wenn
ein Mitglied (Angehöriger) in nicht
auf Gewinn gerichteter Absicht einen
Teil seines Körpers zur Übertragung
in den Körper eines anqeren Menschen
spendet. Der Versicherungsfall der
Krankheit gilt mit dem Zeitpunkt als
eingetreten, in dem die erste ärzt-
liche Maßnahme gesetzt wird, die der
späteren Entnahme des Körperteiles
voranzugehen hat. Als Leistung der
Krankenbehandlung gilt auch die Über-
nahme der für eine
Organtransplantation notwendigen An-
melde- und Registrierungskosten bei
einer Organbank."

6. Im S 8 Abs. 7 (neu) wird die Ziffer
"4" durch die Ziffer "6" und das Wort
"Hauskrankenpflege" durch "Ge-
sundheitsförderung" ersetzt.



(2) Grundlage für die Bemessung der Beiträge sind
folgende Bezüge:
1. bei Mitgliedern gemäß § 2 Iit. a

a) der Gehalt;
b) die Zulagen; hiezu gehören nicht die Vergü-

tungen für Mehrdienstleistung;
2. bei Mitgliedern gemäß § 2 Iit. b die dort bezeich-

neten Pensionsleistungen, ausgenommen die
Hilflosenzulage oder gleichartige Leistungen;

3. bei allen Mitgliedern überdies die Sonderzahlun-
gen; diese sind als Grundlage für die Bemessung
der Beiträge in den Monaten heranzuziehen, in
denen sie anfallen, und zwar mit demselben
Hundertsatz,der für die Bezüge gemäß Z.1 und 2
festgesetzt ist.

Die Landesregierung hat jeweils durch Verordnung
festzustellen, welche Bezugsteile im einzelnen nach
den Bestimmungen der jeweiligen Gehalts(Bezugs)-
regelung der Bemessung der Beiträge zugrunde zu

. legen sind.

,,(3) Grundlags für die Bemessung der Beiträge
ist
a) in den Fällen des § 3 der doppelte Betrag des

monatlichen Karenzurlaubsgeldes bzw. Son·
derkarenzurlaubsgeldes;

b) in den. Fällen des § 4 Abs. 1 lit. a und c der
letzte Bezug (Abs. 2) unmittelbar vor dem Ur-
laub; wenn jedoch unmittelbar vor dem Urlaub
ein Karenzurlaub im Sinne des § 3 lag, das
letzte Karenzurlaubsgeld bzw. Sonderkarenz-
urlaubsgeld unmittelbar vor dem Urlaub;"

"c) in den Fällen des § 4 Abs. 1 fit. d jener Monats·
bezug (Abs. 2), der dem Mitglied gebühren wür-
de, wenn es nicht die im § 15 Abs. 1 und 7 des
Landeslehrer·Dienstrechtsgesetzes- LOG 1984,
BGBI. Nr. 302, genannten Tätigkeiten ausüben
würde."

(~) Die Höhe des Beitrages ist in einem einheit-
lichen Hundertsatz in der Satzung entsprechend den
Anforderungen einer ausreichenden Krankenfürsorge
(einschließlich eines angemessenen Maßes an frei-
willigen Leistungen) festzusetzen.
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7. Im S 9 Abs. 2 Z. 2 entfällt der
Strichpunkt; folgende Wortfolge wird
angefügt:

"sowie die Nebengebührenzulage im
Sinne des Nebengebührenzulagenge-
setzes, BGB1.Nr. 485/1971, in der je-
weils geltenden Fassung;"

8. S 9 Abs. 3 lit. b zweiter Halbsatz
lautet:

"wenn jedoch bis höchstens drei Mo-
nate vor dem Urlaub ein Karenzurlaub
im Sinne des S 3 lag, das letzte
Karenzurlaubsgeld bzw. Sonderkarenz-
urlaubsgeld vor dem Urlaub;"

9. § 9 Abs. 4 lautet:
-(4) Die Höhe des Beitrages ist in
der Satzung entsprechend den An-
forderungen einer ausreichenden
Krankenfürsorge (einschließlich
eines angemessenen Maßes an frei-
willigen Leistungen) in Prozenten
der Beitragsgrundlage festzu-
setzen. Dabei kann in Anlehnung an
die Beiträge. die öffentlich Be-
dienstete des Bundes an ihre Ver-
sicherungsanstalt zu leisten ha-
ben. ein Beitragszuschlag der Mit-
glieder oder bestimmter Gruppen
von Mitgliedern festgesetzt wer-
den.-



,,(5) Oie nach Abs. 4 festgesetzten eeiträge
sind zu leisten:

, 1. in den Fällen des § 3 zur Gänze vom Land
Oberösterreich;

2. in den Fällen des ,,§ 4 Abs. 1 Iiia. c und d" zur
Gänze vom Mitglied;

3. in den Fällen des Abs. 2 Z. 2. wenn Beitrags-
grundlage ein WaisenversorgungsgenuB ist,
zur Gänze vom Land Oberösterreich;

4. im übrigen je zur Hälfte vom Mitglied und vom
Land Oberösterreich.

Anstelle des Landes Oberösterreich leistet der
Bund in den Fällen, in denen er für die Bezüge
des Landeslehrers unmittelbar aufkommt, die
Beiträge in der im § 121 Abs. 1 Z. 2 LOG 1984,
BGBI. Nr. 302, bestimmten HOhe."

(6) Für die Dauer des Grundwehrdienstes, eines
..eines Wehrdlenstes als Zeitsoldat" I eines

Präsenzdienstes nach dem Bundesgesetz über die
Entsendung von Angehörigen des Bundesheeres zur
Hilfeleistung in das Ausland und des ordentlichen
Zivildienstes ruht die Beitragspflicht des Mitgliedes
und des Landes OberOsterreich.

(7) Der auf das Mitglied entfallende Beitragsteil
ist vom Land OberOsterreich von den Bezügen und
Sonderzahlungen einzubehalten und spätestens bis
zum 5. des laufenden Kalendermonates zusammen
mit dem Beitragsteil des Landes an die LKUF zu
überweisen.
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10. § 9 Abs. 5 Z. 4 lautet:

"4. Im übrigen je zur Hälfte vom
Mitglied und vom Land Oberöster-
reich, soweit sich nicht aus
Abs. 4 zweiter Satz etwas anderes
ergibt.·

11. Der letzte Satz des § 9 Abs. 5
wird zu Abs. 9 des § 9. Im § 9
wird folgender neuer Abs. 8 einge-
fügt:

"(8) Überdies hat das Land Ober-
österreich zur Bestreitung von
Auslagen der erweiterten Heilbe-
handlung (§ 8 Abs. 7) einen Zu-
schlag zu diesen 8eiträgen zu lei-
sten. Die Höhe dieses Zuschlages
ist in der Satzung unter
Bedachtnahme auf die Höhe des
gleichartigen Zuschlages, den der
Bund an die Versicherungsanstalt
öffentlich Bediensteter nach dem
B-KUVG zu leisten hat, festzu-
setzen.·



Abschnitt 111

UnfallfüfSorge

§ 10
Dlenstunfille

(1) Dienstunfälle sind Unfälle, die sich in örtlichem,
zeitlichem und ursächlichem Zusammenhang mit
dem die Unfallfürsorge begründenden öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis ereignen.

(2) Dienstunfälle sind auch Unfälle, die sich er-
eignen:
1. bel einer mit dem Dienstverhältnis zusammen-

hängenden Anfertigung, Instandhaltung, Erneue-
rung, Verwahrung oder Beförderung von Lehr-
und Lernbehelfen durch den Lehrer; .

1a.bei Tätigkeiten - auch außerhalb der Dienst-
stätte -, die der Vorbereitung des Unterrichtes
und von Schulveranstaltungen dienen, sowie ge-
gebenenfalls auf dem Weg zum oder vom Ort
solcher Tätigkeiten;

2. bei anderen Tätigkeiten, zu denen der Lehrer
durch die Dienstbehörde oder andere Vorgesetzte
herangezogen Wird; .

3. auf einem mit dem Dienstverhältnis zusammen-
hängenden Weg zu oder von der Dienststätte;
hat der Lehrer wegen der Entfernung seines
ständigen Aufenthaltsortes von der Dienststätte
in dieser oder In ihrer Nähe eine Unterkunft,
so sind auch Unfälle auf dem Weg von oder
nach dem ständigen Aufenthaltsort nicht vom
Begriff des Dienstunfalles ausgeschlossen;

4. 8!Jf dem Weg von der, Dienststätte zu einer vor
dem Verlassen dieser Stätte dort bekanntgege-
benen ärztlichen UntersuchungssteIle (freiberuf-
lich tätiger Arzt, Ambulatorium. Krankenanstalt)
zum Zweck der Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe,
einer Zahnbehandlung, einer Maßnahme der Re-
habilitation oder der Durchführung einer Gesun-
denuntersuchung und anschließend auf dem Weg
zurück zur Dienststätte oder zur Wohnung, ferner
auf dem Weg von der Dienststätte oder von der
Wohnung zu einer ärztlichen Untersuchungsstelle,
wenn sich der Lehrer der Untersuchung auf
Grund einer gesetzlichen Vorschrift oder einer
Anordnung der Dienstbehörde oder der LKUF
unterziehen muß, und anschließend auf dem Weg
zurück zur Dienststätte oder zur Wohnung;
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l~, S 10 Abs. 2 Z. 4 lautet:

"4. auf einem Weg von der Dienststät-
te oder der Wohnung zu einer
Untersuchungs- oder Behandlungs-
stelle (wie freiberuflich tätiger
Arzt, Ambulatorium, Krankenan-
stalt) zur Inanspruchnahme einer
Leistung der Krankenfürsorge (S 8
Abs. 1) und anschließend auf dem
Weg zurück zur Dienststätte oder
zur Wohnung, sofern dem Dienstge-
ber die Stätte der Untersuchung
bzw. Behandlung bekanntgegeben
wurde, ferner auf dem Weg von der
Dienststätte oder von der Wohnung
zu einer Untersuchungsstelle,
wenn sich das Mitglied der Unter-
suchung auf Grund einer gesetz-
lichen Vorschrift oder einer An-
ordnung der Dienstbehörde oder
der LKUF unterziehen muß, und an-
schließend auf dem Weg zurück zur
Dienststätte oder zur Wohnung:"



5. auf einem Weg von der Dienststätte, den der
Lehrer zurücklegt, um während der Dienstzeit,
einschließlich der in der Dienstzeit liegenden
Pausen, in der Nähe der Dienststätte oder in
seiner Wohnung lebenswichtige persönliche Be-
dürfnisse zu befriedigen, anschließend auf dem
Weg zurück zur Dienststätte sowie bei dieser
Befriedigung der lebenswichtigen Bedürfnisse,
sofern sie in der Nähe der Dienststätte, jedoch
außerhalb der Wohnung des Lehrers erfolgt;

6. auf einem mit der unbaren Oberweisung des
Entgelts zusammenhängenden Weg von der
Dienststätte oder der Wohnung zu einem Geld-
institut zum Zweck der Behebung des Entgelts
und anschließend auf dem Weg zurück zur
Dienststätte oder zur Wohnung;

7. auf einem Weg zur oder von der Dienststätte,
der im Rahmen einer Fahrgemeinschaft von
Dienststättenangehörigen oder Lehrern zurück-
gelegt worden Ist, die sich auf einem in Z. 3 ge-
nar)nten Weg befinden.

(3) Verbotswidriges Verhalten schließt die Annah-
me eines Dienstunfalles nicht aus.

§ 11
DIenstunfällen gleichgestellte Unfälle

(1) Dienstunfällen sind Unfälle gleichgestellt, die
sich ereignen:
1. bei der Betätigung als Mitglied der gesetzlichen

Personalvertretung der Landeslehrer oder bei
der Teilnahme an einer von dieser einberufenen
Versammlung;

1a. bei der Ausübung des Wahlrechtes. zur gesetz-
lichen Personalvertretung der Landeslehrer;

2. bei der Teilnahme an Veranstaltungen zur Aus-
bildung und Fortbildung;

3. bei der Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften und
anderen Veranstaltungen, die den Aufgaben und
Zielen der Schule dienen;

4. bei einer Teilnahme an Gemeinschaftsausflügen
und sportlichen Veranstaltungen. die mit dem
Schulbetrieb oder dem Dienstverhältnis zusam-
menhängen;

·5. bei einer mit der Beschäftigung zusammenhän-
genden Inanspruchnahme einer gesetzlichen Ver-
tretung des Personals;
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13. Im S 10 Abs. 2 wird in Z. 7 der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und
folgende neue Ziffer angefügt:

"8. auf einem Weg eines Mitglieds zur
oder von der Dienststätte zu
einem Kindergarten (Kindertages-
stätte, fremde Obhut) oder zu
einer Schule, um das Kind (S 6)
oder den Schüler es 8 Abs. 1 Z. 3
lit. h ASVG) eines Mitglieds
dorthin zu bringen oder von dort
abzuholen, wenn dem Mitglied die
gesetzliche Aufsicht obliegt."



6. bei der Betätigung als Organ (bzw. Mitglied
eines Organs) der LKUF.

(2) Oie Bestimmungen des § 10 Abs. 2 Z. 3 und
Abs. 3 sind entsprechend anzuwenden.

§ 12

BerufskrankheUen

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die entspre-
chend dem Stand der medizinischen Wissenschaft
in ursächlichem Zusammenhang mit dem Dienstver-
hältnis stehen. Im einzelnen ist unter Bedachtnahme
auf vergleichbare sozialversicherungsrechtliche Re-
gelungen in der Satzung festzulegen, welche Krank-
heiten als Berufskrankheiten im Sinne dieses Ge-
setzes anzusehen sind; dabei sind Krankheiten ge-
gebenenfalls nur in Beziehung zu bestimmten Tätig-
keiten als Berufskrankheiten festzulegen.

§ 13
AnspruchsberechtIgung und Leistungen

(1) Oie Mitglieder - mit Ausnahme von Hinter-
bliebenen Im Sinne des Pensionsgesetzes 1965 -
haben im Falle einer durch einen Dienstunfall oder
eine Berufskrankheit verursachten körperlichen
Schädigung Anspruch auf folgende Leistungen:
1. Unfallheilbehandlung einschließlich der medizi-

nischen Maßnahmen der Rehabilitation; Zweck
der Unfallheilbehandlung ist es, mit allen geeig-
neten Mitteln die durch den Dienstunfall oder die
Berufskrankheit hervorgerufene Gesundheitsstö-
rung oder Körperbeschädigung sowie die durch
den Dienstunfall oder die Berufskrankheit ver-
ursachte Minderung der Erwerbsfähigkeit bzw.
der Fähigkeit zur Besorgung der lebenswichtigen
persönlichen Angelegenheiten zu beseitigen oder
zumindest zu bessern und eine Verschlimmerung
der Folgen der Verletzung oder Erkrankung zu
verhüten;

2. berufliche und soziale Maßnahmen der Rehabili-
tation;

3. Beistellung von Körperersatzstücken, orthopädi-
schen Behelfen und anderen Hilfsmitteln;

4. Versehrtenrente;

5. Zusatzrente für Schwerversehrte;
6. Kinderzuschuß für Schwerversehrte, soweit der

Schwerversehrte eheliche Kinder, legitimierte
Kinder, Wahlkinder, uneheliche Kinder oder Stief-
kinder hat, die die Voraussetzungen des § 6 er-
füllen; der Kinderzuschuß gebührt auch für Enkel,
die mit dem Schwerversehrten ständig in Haus-
gemeinschaft leben, ihm gegenüber im Sinne des
§ 141 ABGB uj,terhaltsberechtigt sind und eben-
so wie der Schwerversehrte ihren Wohnsitz im
Inland haben;

7. Hilflosenzuschuß;
8. notwendige Reise(Fahrt)- und Transportkosten.

- 13 -
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(2) Die Rehabilitation umfaßt die im Rahmen der
Unfallneilbehandlung vorgesehenen medizinischen
Maßnahmen, berufliche Maßnahmen und, soweit dies
zu ihrer Ergänzung erforderlich ist, soziale Maßnah-

. men mit dem Ziel, Versehrte bis zu einem solchen
Grad ihrer Leistungsfähigkeit wiederherzustellen, der
sie in die Lage versetzt, im beruflichen und wirt-
schaftlichen Leben und in der Gemeinschaft einen
ihnen angemessenen Platz möglichst dauernd ein-
nehmen zu können.

(3) Die Einleitung von Maßnahmen der Rehabili-
- tation bedarf der Zustimmung des Versehrten. Vor

dessen Entscheidung ist der Versehrte von der
LKUF über das Ziel und die Möglichkeit der Reha-
bilitation nachweislich in geeigneter Weise zu infor-
mieren und zu beraten. Der Versehrte hat bei der
Durchführung der Maßnahmen der Rehabilitation
entsprechend mitzuwirken.

(4) Im Falle des durch einen Dienstunfall oder eine
Berufskrankheit verursachten Todes eines im Abs. 1
bezeichneten Mitgliedes haben die Hinterbliebenen
Anspruch auf

"a) Teilersatz der Bestattungskosten;"
b) Hinterbliebenenrenten.

(5) Hat die Witwe (der Witwer) eines Schwerver-
sehrten keinen Anspruch auf Witwen(Witwer)rente.
weil der Tod des Versehrten nicht die Folge eines
Dienstunfalles oder einer Berufskrankheit war, so
hat sie (er) Anspruch auf eine einmalige Witwen-
(Witwer)beihilfe. .

(6) Die näheren Bestimmungen über die der Art
und dem Grad von Schädigungen jeweils entspre-
chenden Leistungen nach Abs. 1 bis 5 sind entspre-
chend den jeweiligen Anforderungen einer ausrei-
chenden Unfallfürsorge durch die Satzung festzu-
legen. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, daß
die Leistungen der Unfallfürsorge in ihrer Gesamt-
heit denen, die den Bundesbeamten bzw. ihren Hin-
terbliebenen aus der Sozialversicherung jeweils zu-
stehen, mindestens gleichwertig sind.
"dabei können Satzungsänderungen erforderlichen-
falls rückwirkend in Kraft gesetzt werden·'Oarüber hin-
aus können Leistungsverbesserungen nur nach Maß-
gabe der finanziellen Möglichkeiten der LKUF ge-
troffen werden.

(7) Neben den Pflichtleistungen (Abs. 1 bis 6)
kann die Satzung im. Rahmen, der verbleibenden
finanziellen Möglichkeiten freiwillige Leistungen vor-
sehen. Auf freiwillige· Leistungen besteht kein
Rechtsanspruch. .

§14

Beiträge

(1) Die Mittel zur Bestreitung der Aufwendungen
in der Unfallfürsorge werden, soweit sie nicht durch
sonstige Einnahmen gedeckt sind, durch Beiträge
des Landes Oberösterreich aufgebracht.
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..(2) Für die Bemessungsgrundlage und die
Höhe der BeitrAge ist § 9 Abs. 2 .Z. 1, Abs. 3 und
Abs. 4 sinngemAB anzuwenden."

(3) Anstelle des landes Oberösterreich leistet der
Bund in den Fällen, in denen er für die Bezüge des
Landeslehrers unmittelbar aufkommt, die Beiträge in
der im ,,§ 121 I Abs. 1 Z. 3 LOG 1984, BGBI. Nr. 302,"
bestimmten Höhe.

(4) Für die Dauer des Grundwehrdienstes, eines
Wehrdienstes als Zeitsoldat _, eines

Präsenzdienstes nach dem Bundesgesetz über die
Entsendung von Angehörigen des Bundesheeres
zur Hilfeleistung in das Ausland und des ordent-
lichen Zivildienstes ruht die Beitragspflicht des lan-
des Oberösterreich.

(5) Die Beiträge sind spätestens bis zum 5. jedes
Monates an die LKUF zu überweisen.

Abschnitt IV
Gemeinsame Bestimmungen über Leistungen

§ 15
Entstehen der Leistungsansprüche und Anfall der

Leistungen

(1) Die Ansprüche auf die Leistungen nach diesem
Gesetz entstehen - unbeschadet des jeweiligen Er-
fordernisses der Mitgliedschaft, Angehörigeneigen-
schaft oder Hinterbliebeneneigenschaft:
1. bei Krankheiten mit dem Beginn der Krankheit;
2. bei Mutterschaft mit dem Beginn der achten

Woche vor der voraussichtlichen Entbindung;

3. bei Todesfällen mit dem Todestag;
4. bei Dienstunfällen mit dem Unfallereignis;
5. bei Berufskrankheiten mit dem Beginn der Krank-

heit oder, wenn dies für das Mitglied günstiger
ist, mit dem Beginn der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit.

(2) Soweit im folgenden nichts anderes bestimmt
ist, fallen die sich aus den Leistungsansprüchen er-
gebenden Leistungen mit dem Entstehen des An-
spruches an.

. (3) Die Versehrtenrente fällt mit dem Tag nach
dem Wegfall der durch den Dienstunfall Oder die
Berufskrankheit verursachten Arbeitsunfähig'keit,
spätestens nach Ablauf des dritten Monates nach
dem im Abs. 1 Z. 4 oder 5 genannten Z~itpunkt an.

(4) Nach dem Tod des Empfängers einer Versehr-
tenrente fall eh Hinterbliebenenrenten mit dem Be-
ginn des Kalendermonates an, der auf den Tod des
Rentenempfängers folgt.



(5) Dem Tod ist die Verschollenheit gleichzuhalten.
Als Todestag ist für den Bereich dieses Gesetzes
der Tag anzunehmen, den der Verschollene wahr-
scheinlich nicht überlebt hat, spätestens der erste
Tag nach Ablauf des Jahres, während dessen keine
Nachricht mehr darüber eingelangt ist, ob er noch
am Leben ist, solange nicht in einem gerichtlichen
Todeserklärungsverfahren ein früherer Todestag
festgestellt wird.

(6) Leistungen der Unfallfürsorge fallen, wenn in-
nerhalb· von zwei Jahren nach dem Im Abs. 1 Z. 4
oder 5 genannten Zeitpunkt der Anspruch nicht gel-
tend gemacht oder nicht von Amts wegen festge-
stellt wurde, mit dem Tag der späteren Geltend-
machung bzw. amtswegigen Einleitung des Verfah-
rens. das zur Feststellung des Anspruchs führt, an.

(7) Leistungen nach diesem Gesetz sind über das
Ende der Mitgliedschaft, Angehörigeneigenschaft
oder Hinterbliebeneneigenschaft hinaus zu gewäh-
ren, solange es sich um dasselbe den Anspruch be-
gründende Ereignis (Abs. 1 Z. 1 bis 5) handelt und
nicht .ein Träger der Sozialversicherung oder ein
anderer Träger der dienstrechtfichen Kranken- oder
Unfallfürsorge leistungszuständig wird. Sinngemäß
Gleiches gilt für den Fall des Ruhens der Mitglied-
schaft ,,(i 4 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2)"

§ 16

Geltendmachung und Verfall von Ansprüchen

(1) Ansprüche an die LKUF auf Leistungen der
Krankenfürsorge sind vom Mitglied bei sonstigem

_Verlust spätestens zwei Jahre nach Behandlungs-
beginn geltend zu machen. Eine Nachsicht von die-
ser Rechtsfolge ist nur möglich, wenn das Mitglied
nachweist, daß ihm die Einhaltung der Frist ohne
sein Verschulden. nicht möglich war.

(2) Unabhängig von der im Abs.1 vorgesehenen
Rechtsfolge kann die Satzung zur Gewährleistung
einer geordneten Verwaltung kürzere Fristen sowie
Förmlichkeiten für die Geltendmachung von An-
sprüchen vorsehen.
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14. S 15 Abs. 6 wird folgender Satz ange-
fUgt:

"Wird eine Unfallsanzeige innerhalb
von zwei Jahren nach dem Unfall er-
stattet~ so gilt der Zeitpunkt des
Einlangens der Unfallanzeige bei der
LKUF als Tag der Einleitung des Ver-
fahrens, wenn dem Mitglied zum Zeit-
punkt der späteren AntragsteIlung
oder Einleitung des Verfahrens noch
ein Anspruch auf Rentenleistungen zu-
steht."
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§ 17
zahlung.empfinger

..(1) Leistungen sind an den Anspruchsberechtig-
ten bzw. seinen Angehörigen auszuzahlen. Ist der
Angehörige minderjährig, so ist die Leistung an den
gesetzlichen Vertreter auszuzahlen. Mündige Min-
derjährige sind jedoch für Leistungen, die ihnen auf
Grund ihrer eigenen Mitgliedschaft zustehen, selbst
empfangsberechtigt. Ist für einen Anspruchsberech-
tigten bzw. Angehörigen ein Sachwalter bestellt, so
ist an diesen die Leistung auszuzahlen, wenn die An-
gelegenheiten, mit deren Besorgung er betraut wor·
den ist, die Empfangnahme der Leistung umfassen."

(2) Wird wahrgenommen, daß Waisenrenten oder
Kinderzuschüsse vom Zahlungsempfänger nicht zu-
gunsten des Kindes verwendet werden, so kann die
LKUF mit Zustimmung des Pflegschafts(Vormund-
schafts}gerichtes einen anderen Zahlungsempfänger
bestellen. .

(s) Ist im Zeitpunkt des Todes des Anspruchsbe-
fechtigten bzw. seines Angehörigen eine fällige
Leistung noch nicht· ausgezahlt, so ist sie, sofern
sie eine Vergütung für getätigte Ausgaben darstellt,
der Person zu leisten, die die Ausgabe getätigt hat;
im übrigen sind nacheinander der Ehegatte. die
leiblichen Kinder, die Wahlkinder, die Stiefkinder,
der Vater, die Mutter, die Geschwister Zahlungs-
empfänger, alle diese Personen jedoch nur. wenn
sie gegenüber dem Anspruchsberechtigten bzw. An-
gehörigen zur Zelt seines Todes unterhaltsberech-
tigt oder unterhaltspflichtig waren oder mit ihm
zur Zeit seines Todes in häuslicher Gemeinschaft
gelebt haben; erfüllen mehrere Kinder oder Ge-
schwister des Verstorbenen diese Voraussetzungen.
so sind sie zu gleichen Teilen Zahlungsempfänger.
Hat jedoch eine der im vorstehenden genannten
Personen oder eine andere Person für den Ver-
storbenen eine Ausgabe getätigt, für die die fällige
Leistung eine Abgeltung darstellen würde, so ist
dieser Person auf Ihren Antrag, und zwar unab-
hängig von der im vorstehenden angeführten Rei-
henfolge, die fällige Leistung, jedoch höchstens im
Ausmaß der getätigten Ausgabe. auszuzahlen.

(.) Sind keine Personen im Sinne des Abs. 3 vor-
handen, so ist die Leistung von der LKUF nicht aus-
zuzahlen.

§ 18

Mitwirkungs- und Meldepfllchten

(1) Anspruchsberechtigte bzw. deren Angehörige
haben sich auf Anordnung der LKUF einer ärztli-
chen Nachuntersuchung oder Beobachtung. die zur
Feststellung des Bestehens und des Umfanges eines
Leistungsanspruches erforderlich ist, zu unterziehen.

(2) Die Mitglieder haben der LKUF alle für die
Anspruchsberechtigung oder ihren Verlust maßge-

, benden Tatsachen binnen zwei Wochen zu melden.
Sie sind verpflichtet. der LKUF auf deren Verlangen
jede einschlägige Auskunft binnen zwei Wochen zu
erteilen. .
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§ 19

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen

(1) Die LKUF hat den Aufwand für zu Unrecht er-
brachte Leistungen vom Mitglied zurückzufordern,
wenn der Empfänger oder das Mitglied die Gewäh-
rung der Leistung durch bewußt unwahre Angaben,
bewußte Verschweigung maßgebender Tatsachen
oder Verletzung der Meldepflicht (§ 18 Abs. 2) her-
beigeführt hat oder erkennen mußte. daß die Lei-
stung nicht oder nicht in dieser Höhe gebührt hat.
Das Recht auf Rückforderung verjährt binnen drei
Jahren nach dem Zeitpunkt, in dem der LKUF be-
kannt geworden ist, daß die Leistung zu Unrecht
erbracht wurde ..

(2) Die LKUF kann bei Vorliegen berücksichti-
gungswürdiger Umstände, insbesondere in Berück-
sichtigung der Familien-, Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse, auf die Rückforderung verzichten
oder die Erstattung in Teilbeträgen zulassen.

(3) Das Recht auf Rückforderung nach Abs. 1 be-
steht im Falle des Todes des Anspruchsberechtigten
nur gegenüber den im § 17 Abs. 3 angeführten Per-
sonen, soweit sie eine Leistung bezogen haben.

(.) Die LKUF kann ihre Rückforderungsansprüche
auf die von ihr an das Mitglied bzw. den sonstigen
Empfänger zu erbringenden Geldleistungen auf-
rechnen. Die Aufrechnung ist im Falle des § 17
Abs. 3 bis zur vollen Höhe der noch nicht ausgezahl-
ten Geldleistung zulässig, ansonsten nur bis zur-
Hälfte der zu erbringenden Geldleistung.

§ 20
Rückwirkende Herstellung des gesetzlichen

Zustandes bel LeIstungen

Ergibt sich nachträglich, daß eine Leistung be-
scheidmäßig infolge eines wesentlichen Irrtums über
den Sachverhalt oder eines offenkundigen Verse-
hens zu Unrecht abgelehnt, entzogen, eingestellt, zu
niedrig bemessen oder zum Ruhen gebracht wurde,
so ist mit Wirkung vom Tage der Auswirkung des
Irrtums oder Versehens der gesetzliche Zustand her-
zustellen.

§ 21
Ruhen von LeIstungsansprüchen

~
(I) Die Leistungsansprüche nach diesem Gesetz

ruhen, solange der Anspruchsberechtigte oder sein
Angehöriger (§ 6), für den die Leistung gewährt wird,
eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen des
§ 21 Abs. 2, des § 22 oder des § 23 des Strafgesetz-
buches in einer der dort genannten Anstalten ange-
halten wird, sofern die Freiheitsstrafe oder Anhal-
tung einen Monat übersteigt.

(2) Ruht der Anspruch auf eine Rente der Unfall-
fürsorge aus den Gründen des Abs: 1, so gebührt
den Angehörigen. die im Falle des Todes des Mit-
gliedes infolge des Dienstunfalles Anspruch auf Hin-
terbliebenenrente hätten, eine Rente in der halben



Höhe der ruhenden Rente. Der Anspruch kommt in
erster Linie dem Ehegatten. in zweiter Linie den
Kindern (§ 13 Abs. 1 Z. 6) zu. Solche Leistungen ge-
bühren. Angehörigen nicht, deren Beteiligung an der
strafbaren Handlung, die die Freiheitsstrafe oder
Anhaltung (Abs. 1) verursacht hat, rechtskräftig fest-
gesteHt ist. .

(3) Das Ruhen von Leistungsansprüctu!m wird in
der Krankenfürsorge mit dem Tag des Eintrittes des
Ruhensgrundes, in der Unfallfürsorge mit dem Be-
ginn des Kalendermonates wirksam, der auf den
Eintritt des Ruhensgrundes folgt. Die Leistungen
sind von dem Tag an wieder zu gewähren, mit dem
der RuhensgruAd weggefallen ist.

§22
Obertragung und Verpfändung von Leistungs-

ansprüchen

(1) Nur Ansprüche auf folgende Leistungen nach
diesem Gesetz können rechtswirksam übertragen
oder verpfändet werden, und zwar nur in folgenden
Fällen:
1. Renten aus der Unfallfürsorge unbeschadet der

Bestimmung des Abs. 2
a} zur Deckung von Vorschüssen, die dem An-

spruchsberechtIgten von der LKUF, vom Land
Oberösterreich als Oienstgeber oder von
einem Sozialhilfeträger auf Rechnung der

. Kranken- oder Unfallfürsorgeleistung nach
deren Anfall, jedoch vor deren Flüssig-
machung 'gewährt wurden;

b} in sonstigen Fällen, besonders zur Deckung
von gesetzlichen Unterhaltsansprüchen gegen
den Anspruchsberechtigten, mit Zustimmung
der LKUF; diese Zustimmung ist zu erteilen,
wenn die Übertragung im Interesse des An-
spruchsberechtigten oder seiner nahen Ange-
hörigen liegt;

2. Entbindungsbeitrag und "Teilersatz der Bestat-
tungskosten"
in den unter Z. 1 Iit. a angeführten Fällen.

(2) Der Hilflosenzuschuß kann weder übertragen
noch verpfändet werden.

. § 23
Pfändung von LeJslungsansprüchen

(1) Es können nur Renten aus der Unfallfürsorge
gepfändet werden. Hiefür sind unbeschadet der Be-
stimmungen der Abs. 2 bis 4 die Bestimmungen der
§§ 5 bis 9 des "Lohnpfän-
dungsgesetzes 1985 - LPfG, BGBI. Nr. 450,"

entsprechend anzuwenden.

(2) Die Renten aus der Unfallfürsorge können nur
dann gepfändet werden, wenn die Pfändung nach
den Umständen des Falles, insbesondere nach der
Art der vollstreckbaren Forderung und der Höhe der
zu pfändenden Geldleistung, der Billigkeit entspricht.
§ 4 Abs. 3 des "Lohnpfändungsgesetzes 1985"

gilt entspre-
chend.

- 19 -

15. S 23 lautet:
"s 23

Pfändung von Leistungsansprüchen

Die Pfändbarkeit von Leistungsansprü-
chen nach diesem Landesgesetz be-
stimmt sich nach der Exekutionsord-
nung, RGB1.Nr. 79/1896, in der Fas-
sung der Exekutionsordnungs-Nove11e
1991, BGB1.Nr. 628/1991, bzw. in der
jeweils gültigen Fassung."
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(~) Der Hilflosenzuschu8 kann nicht gepfändet wer-
den. Kinderzuschüsse sind nur zur Deckung von ge-
setzlichen Unterhaltsansprüchen für Kinder pfändbar,
für die der Kinderzuschuß gebührt.

(4) Sofern Rentensonderzahtungen vorgesehen
sind, ist von diesen jeweils nur ein Viertel pfändbar.

§ 24
Neufestsetzung von Renten aus der UnfallfUrsorge

(1) Bei einer wesentlichen Änderung der Verhält-
nisse. die für die Festsetzung einer Rente maßge-
bend waren, Ist die Rente auf Antrag oder von Amts
wegen neu festzusetzen.

"Als wesentlich gilt eine Änderung der Verhältnisse
nur, wenn durch sie die Minderung der Erwerbsfähig-
keit des Versehrten durch mehr als drei Monate um
mindestens 10 v. H. geändert wird, durch die Ände-
rung ein Rentenanspruch entsteht oder wegfällt oder
die Schwerversehrtheit entsteht oder wegfällt."

(2) Sind zwei Jahre nach dem Im § 15 Abs. 1 Z. 4
oder 5 bezeichneten Zeitpunkt abgetaufen. so kann
die Rente immer nur in Zeiträumen von mindestens
einem Jahr nach der letzten Festsetzung neu fest-
gesetzt werden. Diese Frist gilt nictrt. wenn in der
Zwischenzeit eine neue Heilbehandlung abgeschlos-
sen oder eine vorübergehende Verschlimmerung der
Folgen des DIenstunfalles oder der Berufskrankheit
wieder behoben wurde.

§25
Entziehung von Leistungen aus der UDfamDrsorge

(1) Sind die Voraussetz1.ingen des Anspr1Jdles auf
eine wiederkehrende Leistung aus der UnfaHfiir-
sorge nicht mehr vorhanden, so ist die Leistung zu
entziehen, sofern nicht der Anspruch gemäß § 27
ohne weiteres Verfahren erlischt.

(2) Die leistung ist ferner auf Zeit ganz oder teil-
weise zu entziehen, wenn sich der Anspruchsberech-
tigte bzw. dessen Angehöriger nach Hinweis auf
diese Folgen einer Nachuntersuchung oder Beobach-
tung (§ 18 Abs. 1) entzieht. Bei der Festsetzung des
zeitlichen Ausmaßes sowie des Umfanges der Ent-
ziehung ist auf die Familen-, Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse des Mitgliedes und auf den Auf-
wand. der der LKUF aus der Verweigerung der
Nachuntersuchung oder der Beobachtung erwächst,
Bedacht zu nehmen.

(3) Die Entziehung der Leistung wird mit Ablauf
des Kalendermonates wirksam, der auf die Erlas-
sung des Bescheides folgt.

§ 26

Verwirkung der lelstungsansprDche aus der
Unfallfürsorge

(1) Personen, die den Dienstunfall oder die Berufs- J

krankheit durch Selbstbeschädigung vorsätzlich her-
beigeführt oder durch die Verübung einer mit Vor-
satz begangenen gerichtlich strafbaren Handlung
veranlaßt haben, wegen der sie zu einer mehr als
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einjährigen Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt
worden sind, steht kein Anspruch auf Leistungen
aus der Unfallfürsorge zu; das Erfordernis eines
rechtskräftigen Strafurteiles entfällt, wenn ein sol-
ches wegen des Todes, der Abwesenheit oder eines
anderen in der betreffenden Person liegenden Grun-
des nicht gefällt werden kann.

(2) Im Falle des Abs. 1 gebühren den bedürftigen
Angehörigen des Mitgliedes bei Zutreffen der übri-
gen Voraussetzungen die Hinterbliebenenrenten
dann, wenn ihr Unterhalt mangels anderweitiger Ver-
sorgung vorwiegend von diesem Mitglied bestritten
wurde und sofern nicht ihre Beteiligung an der im
Abs. 1 bezeichneten Handlung rechtswirksam fest-
gestellt ist; es ist hiebei anzunehmen, daß der Tod
des Versehrten als Folge eines Dienstunfalles einge-
treten sei, doch dürfen diese Hinterbliebenenrenten
bei Lebzeiten des Versehrten zeitlich und der Höhe
nach das Ausmaß der verwirkten Leistungen nicht
übersteigen. Die Leistungsansprüche der Hinterblie-
benen nach dem Ableben des Versehrten werden
hiedurch nicht berührt.

§ 27
Erlöschen von LelstungsansprDchen

aus der UnfalJfürsorge

(1) Der Anspruch auf eine laufende Leistung aus
der Unfallfürsorge erlischt ohne weiteres Verfahren
8) mit dem Tod des Anspruchsberechtigten,
b) mit der Verheiratung der (des) rentenberechtig-

ten Witwe (Witwers),
c) mit dem Wegfall der Voraussetzungen tür die

Annahme der Verschollenheit,
d) mit der Vollendung des 18. Lebensjahres bzw.

mit dem sich aus § 6 Abs. 2 ergebenden Zeit-
punkt bei Waisenrenten und Kinderzuschüssen,

e) nach Ablauf der Dauer, tür die eine Rente zuer-
kannt wurde.

(2) Die Rente und der Kinderzuschuß gebühren
noch tür den Kalendermonat, in dem der Grund des
Wegfalls eingetreten ist.

Abschnitt V
Außenbeziehungen der LKUF

§ 28
Rechts- und Verwaltung.hllfe

(1) Die Verwaltungsbehörden, die Gerichte, die
Sozialversicherungsträger und die Träger öffentlich-
rechtlicher Kranken- oder Unfallfürsorgeeinrichtun-
gen haben den in Vollziehung dieses Gesetzes an
sie ergehenden Ersuchen der LKUFim Rahmen. ihrer
sachlichen und örtlichen Zuständigkeit zu entspre-
chen. In gleicher Weise hat die LKUF den genann-
ten Stellen Verwaltungshilfe zu leisten. Die Verpflich-
tung zur gegenseitigen Hilfe bezieht sich auch auf
die übermittlung von Daten im Sinne des § 3 des
Datenschutzgesetzes, BGB/. Nr. 565/1978, im auto-

16. Im S 28 Abs. 1 wird die
"BGB1.Nr. 565/1978," durch
folge "BGBL Nr. 565/1978 in
sung des Bundesgesetzes
233/1988 und der Kundmachung
609/1989," ersetzt.

Wortfolge
die Wort-
der Fas-

BGBl.Nr.
BGB1.Nr.



- 22 -
mationsunterstützten Datenverkehr zwischen der
LKUF und den genannten Steilen, die zur Durch-
führung des Melde- und Beitragsverfahrens, zur
Erbringung von Leistungen sowie zur Durchsetzung
von Ersatzansprüchen notwendig sind.

(2) Barauslagen, die der ersuchten Steile aus der
Hilfeleistung erwachsen, mit Ausnahme von Porto-
kosten, hat die ersuchende Steile auf Verlangen der
ersuchten Steile zu erstatten .

. § 29
Beziehungen zu anderen Kranken- und Unfallfür-
sorgeeinrichtungen und zu den SozialverlJcherungs-

trigern

(1) Hat die LKUF Leistungen erbracht, zu deren
Erbringung ein anderer Träger einer öffentlich-recht-.
lichen Kranken- oder Unfallfürsorgeeinrichtungoder
ein Sozialversicherungsträger zuständig war, so hat
dieser andere Träger nach Maßgabe der für ihn gel-
tenden Bestimmungen der LKUF den Leistungsauf-
wand zu ersetten.

(2) Hat ein anderer Träger einer öffentlich-recht-
lichen Kranken- oder Unfallfürsorgeeinrichtung oder
ein Sozialversicherungsträger Leistungen erbracht,
zu deren Erbringung die LKUFzuständig war, so
hat die LKUF diesem anderen Träger den Leistungs-
aufwand zu ersetzen. soweit die Gegenseitigkeit ge-
währleistet Ist.

§ 30
Beziehungen zu den Trägem der Sozialhilfe und der

Behlndertenh"fe

(1) Die gesetzlichen Pflichten und Befugnisse der
Sozialhilfeträger nach dem O. Ö. Sozialhilfegesetz.
LGBI. Nr. 66/1973, bleiben unberührt, .

(2) Leistet ein SozialhIlfeträger auf Grund gesetz-
licher Verpflichtung einem Hilfsbedürftigen Sozial-
hilfe für eine Zeit. für die diesem Leistungen nach
diesem Gesetz zustünden, so hat die LKUF dem So-
zialhilfeträger Leistungen, die wegen Krankheit oder
Mutterschaft, im Falle des Todes oder wegen eines
Dienstunfalles (einer Berufskrankheit)· gewährt
wurden, soweit zu ersetzen, als der LKUF selbst

. Kosten für derartige Leistungen erwachsen wären.
Diese Ersatzbeträge hat die LKUF von ihren Lei-
stungen an den Unterstützten abzuziehen.

(3) Der Ersatzanspruch des Sozialhilfeträgers für
Leistungen ist ausgeschlossen, wenn er nicht späte-
stens sechs Monate nach Ablauf der Sozialhilfelei-
stung bei der LKUF geltend gemacht wird.

(.) Für Geldleistungen kann der Sozialhilfeträger
Anspruch auf Ersatz nur erheben, wenn
a) die Sozialhilfeleistung innerhalb von zwei Wo'chen

nach der Zuerkennung, sofern jedoch der Sozial-
hilfeträger erst später vom Anspruch des Mitglie-
des auf die Geldleistungen nach diesem Gesetz
Kenntnis erhält, innerhalb von zwei Wochen naC!"
diesem Zeitpunkt der LKUF angezeigt wird und
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b) der Anspruch auf Ersatz innerhalb von zwei Mo-

naten nach dem Tag geltend gemacht wird, an
.dem der Sozialhilfeträger vom Anfall der Geld-
leistung nach diesem Gesetz durch die LKUF be-
nachrichtigt worden Ist.

,,(5) Wird einer Person, die aus der Unfallfürsorge
Leistungsansprüche hat, auf Kosten eines Trägers
der Sozialhilfe durch Unterbringung in einer Einrich-
tung der Sozialhilfe oder der Jugendwohlfahrt oder
einer vergleichbaren Einrichtung Hilfe zur Sicherung
des Lebensbedarfes geleistet, so geht für die Dauer
dieser Hilfeleistung der Anspruch auf Versehrtenren·
te, Zusatzrente und Hinterbliebenenrente bis zur
Höhe der Sozialhilfeaufwendungen, höchstens je-
doch bis zu 80 v. H. der Rente(n) auf den Träger der
Sozialhilfe über. Hat die rentenberechtigte Person
auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung für den
Unterhalt von Angehörigen zu sorgen, so sind ihr
50 v. H. der Rente(n) für den ersten und je 10 v. H. für
jeden weiteren unterhaltsberechtigten Angehörigen
zu belassen. Wenn und soweit Sozialhilfeleistungen
durch den vom Anspruchsübergang erfaBten Betrag
nicht gedeckt sind, geht auch ein allfälliger Anspruch
auf HilflosenzuschuB höchstens bis zu 80 v. H. auf
den Träger der Sozialhilfe über. Die dem Rentenbe-
rechtigten für seine Angehörigen zu belassenden
Beträge können von der LKUF unmittelbar an die An-
gehörigen ausgezahlt werden."

,~(6)"Oie Abs. 1 bis 5 gelten für das Land als Träger
der Hilfeleistungen nach dem O. Ö. Behindertenge-
setz 1971, LGBI. Nr. 11, sinngemäß.

§ 31
Obergang von Schadenersatzansprüchen auf die

LKUF

(1) Können Personen, denen nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes Leistungen zustehen oder für
die als Angehörige Leistungen zu gewähren sind,.
den Ersatz des Schadens, der ihnen durch den An-
laßfall (Krankheit, Dienstunfall usw.) erwachsen ist,
auf Grund anderer Rechtsvorschriften beanspruchen,
so geht der Anspruch auf die LKUF insoweit über,
als diese Leistungen zu erbringen hat. Ansprüche
auf Schmerzengeld gehen auf die LKUF nicht über.

(2) Oie LKUF hat. Ersatzbeträge, die der Ersatz-
pflichtige dem Mitglied (Angehörigen) oder seinen
Hinterbliebenen in Unkenntnis des überganges des
Anspruches gemäß Abs. 1 geleistet hat, auf die nach
diesem Gesetz zustehenden Leistungsansprüche an-
zurechnen. Im Ausmaß dieser Anrechnung erlischt
der nach Abs. 1 auf die LKUF übergegangene Er-
satzanspruch gegen den Ersatzpflichtigen.

(3) Die LKUF kann einen im Sinne der Abs. 1 und 2
auf sie übergegangenen Schadenersatzanspruch ge~
gen einen Dienstnehmer, der im Zeitpunkt des schä-
digenden Ereignisses in derselben Dienststätte wie
der Verletzte oder Getötete beschäftigt war, nur gel-
tend machen, wenn . .
a) der Dienstnehmer den Anlaßfall (Abs. 1) vorsätz-

lich oder grob fahrlässig verursacht hat oder
b) der Anlaßfall (Abs. 1) durch ein Verkehrsmittel·

17. Im S 30 Abs. 6 wird die
"O.ö. Behindertengesetz
LGB1.Nr. 11" durch die
"O.ö. Behin~ertengesetz
LGB1.Nr. 113," ersetzt.

18. Im S 31 Abs. 1 entfällt am
ersten Satzes der Punkt;
Wortfolge wird angefligt:

Wortfolge
1971,

Wortfolge
1991,

Ende des
folgende

"oder darliber hinaus als freiwillige
Leistung erbringt."
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verursacht wurde, für dessen Betrieb auf Grund
gesetzlicher Vorschrift eine erhöhte Haftpflicht
besteht. .

(4) In den Fällen des Abs. 3 Iit. b kann die LKUF
den Schadenersatzanspruch unbeschadet der Be-
stimmungen des Abs. 5 nur bis zur Höhe der aus
einer bestehenden Haftpflichtversicherung zur Ver-
fügung stehenden Versicherungssumme geltend ma-
chen, es sei denn, daß der Dienstnehmer den Anlaß-
fall (Abs. 1) vorsätzlich oder gr!,b fahrlässig verur-
sacht hat.

(5) Trifft ein Ersatzanspruch der LKUF mit Ersatz-
ansprüchen anderer Träger von öffentlich-recht-
lichen Kranken- oder Unfallfürsorgeeinrichtungen
oder von Sozialversicherungsträgern aus demselben
Anlaßfall zusammen und übersteigen diese Ersatz-
ansprüche zusammen die aus einer bestehenden
Haftpflichtversicherung ·zur Verfügung stehende Ver-
sicherungssumme, so sind sie aus dieser unbescha-
det der weiteren Haftung des Ersatzpflichtigen im
Verhältnis ihrer Ersatzforderungen zu befriedigen.
Ein gerichtlich festgestellter Schmerzengeldanspruch
geht hiebei den Ersatzansprüchen der im ersten Satz
genannten Träger im Range vor.

§ 32
Beziehungen zu den Vertragspartnern

(1) Die Beziehungen der LKUF zu den freiberuflich
tätigen Ärzten, Dentisten, Hebammen, Apothekern
und anderen Vertragspartnern • der Heil- oder Ge-
sundheitsberufe werden durch privatrechtliche Ver-
träge (Gesamtverträge) geregelt. Diese Verträge be-
dürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der schriftlichen
Form.

(2) Gesamtverträge werden von der LKUF mit den
zuständigen gesetzlichen beruflichen Vertretungen
der im Abs. 1 genannten Berufsgruppen abge-
schlossen.

(3) Die LKUF darf mit einzelnen Angehörigen der
im Abs. 1 genannten Berufsgruppen keine EinzeIver-
träge schließen, die gegen den Gesamtvertrag ver-
stoßen. . .

(4) Die Beziehungen der LKUF zu den Rechtsträ-
gern der Krankenanstalten sind durch privatrecht-
liche Verträge zu regeln. Dies gilt auch für die Be-
ziehungen zu anderen Rechtsträgern, deren sich die
LKUF bei der Gewährung von Leistungen der Kran.
kenfürsorge und der Unfallfürsorge bedient.

(5) Durch die Verträge gemäß Abs. 1 bis 4 ist die
ausreichende Versorgung der Mitglieder und ihrer
AngElhörigen mit den gesetzlich und satzungsmäßig
vorgesehenen Leistungen sicherzustellen.
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Abschnitt VI

Organisation und Verfahren der LKUF

§33
. Organe der LKUF

Die Organe der LKUF sind:

1. der Aufsicntsrat;
2. der Verwaltungsrat (Ausschüsse gemäß § 35 Ab-

satz 8);
3. der Direktor und das Direktorium .

. § 34
Aufsichtsrat

Ct) Der Aufsichtsrat der LKUF besteht aus
a) zwei "on der Landesregierung zu entsendenden

rechtskundigen Bediensteten des Aktivstandes
des Amtes der Landesregierung,

tob) so vielen vom Zentralausschu8 der Personalver·
tretung der Lehrer für allgemeinbildende Pflicht·
schulen zu entsendenden, jedenfalls im Zeit-
punkt der Entsendung im aktiven öffentlich·
rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Lehrern,
als der ZentralausschuB selbst Mitglieder hat.

e) einem vom ZentralausschuB der .Personalvertre-
tung der Lehrer für Berufsschulen zu entsen-
denden, jedenfalls im Zeitpunkt der Entsendung
im aktiven öffentlich· rechtlichen Dienstverhält·
nis stehenden Lehrer und".

d) (VerfassungsbestImmung) Je einem von jedem
Klub des o. ö. landtages (§ 3 der Landtagsge-
schäftsordnung, LGBI. Nr. 74/1973) zu entsenden-
den, zum o. Ö. Landtag aktiv wahlberechtigten
Mitglied.

(2) Die im Abs. 1 lit. bund e genannten Zentral-
ausschüsse haben bei der Entsendung ihre Zusam-
mensetzung nach Wählergruppen (Fraktionen) ver-
hältnismäßig zu berücksichtigen.

(3) Der Aufsichtsrat wählt in geheimer Abstimmung
aus dem Kreis der Lehrervertreter gemäß Abs. 1 Iit. b
und e seinen Vorsitzenden. Erhält hiebei kein Kan-
didat die absolute Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen, so ist ein zweiter Wahlgang durchzu-
fijhren, bei dem derjenige Kandidat als gewählt gilt.
auf den die meisten gültigen Stimmen entfallen; bei
Stimmengleichheit ist die höhere Summe der Man-
date der betreffenden Fraktionen in den beiden Zen-
tralausschüssen maßgebend, sodann die höhere Sum-
me der Mandate in den Oienststellenausschüssen,
sodann die höhere Zahl güttiger Wähterstimmen und
schließlich das Los.

(~) Der Aufsichtsrat wählt in geheimer Abstimmung
aus dem Kreis der Lehrervertreter gemäß Abs. 1 Iit. b
und e zwei Stellvertreter des Vorsitzenden für den

19. (Verfassungsbestimmung) Im S 34!·Abs.
1 1it. d wird der K1ammerausdruck
"eS 3 der Landtagsgeschäftsordnung,
LGBl.Nr. 74/1973)" durch den K1ammer-
ausdruck "(S 3 Landtagsgeschäftsord-
nung, LGB1.Nr. 125/ 1991)" ersetzt.
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Fall der Verhinderung des Vorsitzenden. Der Erste
SteJlvertreter muß derselben Fraktion des betreffen- .
den Zentralaussc:hUsses wie der Vorsitzende ange-
hören, der Zweite Stellvertreter der abgesehen von
dieser Fraktion stärksten Fraktion. Kommen hienach
mehrere Fraidionen in Betracht, &0 ist wie nach dem
Jetzten Teilsatz des Abs. 3 vonugehen.

(5) Der Aufstchtsrat ist yom Vorsttzenden minde-
stens· zweimal im Jahr zu einer Sitzung wenigstens
zwei Wochen vorher schriftlich unter Angabe der
Tagesordnung einzuberufen. Er Ist ferner auf Ver-
fangen eines Viertels der stimmberectrtigten Auf-
slchtsratsmitglieder unverzüglich einzuberufen. Ein
Tagesordnungspunkt muB .,AUfäUiges" fauten.

M Der Aufsichtsrat faßt seine Beschlüsse mit. ein-
facher Mehrheit der abgegebenen gilltigen Stimmen.
Für die BesctlluBfähigkeit ist die Anwesenheit des
Vorsitzenden, mindestens eines der im Abs. 1 Iit. a
genannten Mitglieder sowie - unter Anrechnung des
Vorsitzenden - mindestens der Hälfte der stimmbe-
rechtigten Mitglieder erforderlich. Der Vorsitzende
stimmt mit.

(7) Dem ·Aufsic:ntsrat obliegt:
1. die Kontrolle der Tätigkeit des Verwaltungsrates

und des Direktors sowie des Direktoriums;
2. die Beschlußfassung über den Rechnungsab-

schluß und den Jahresbericht;
3. die Bestellung des beeideten Buchsacttverstän-

digen für die überprüfung gemäß § 40 Abs. 2;
4. die Wahrnehmung sonstiger ihm durch dieses

Gesetz zugewiesener Aufgaben.

§35

Verwallungsrat und Aussmüsse

(1) Der Verwaltungsrat der LKUF besteht aus
a) zwei von der Landesregierung zu entsendenden

rechtskundigen Bediensteten des Aktivstandes
des Amtes der Landesregierung,

lOb)so vielen vom ZentralausschuB der Personalver-
tretung der Lehrer für allgemeinbildende Pflicht-
schulen zu entsendenden, jedenfalls im Zeit-
punkt der Entsendung im aktiven öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Lehrern,
als der ZentralausschuB selbst Mitglieder hat,

c) einem vom ZentralausschuB der Personalvertre-
tung der Lehrer für Berufsschulen zu entsen-
denden, jedenfalls im Zeitpunkt der Entsendung
im aktiven öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis stehenden Lehrer und".

d) dem Direktor (§ :36).

(2) Die im Abs. 1 IU.. b und c genannten zentral-
ausschüsse haben bei der Entsendung ihre Zusam-
mensetzung nach Wählergruppen (Fraktionen) ver-
hältnismäßig zu berücksichtigen.
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t' (I) Der Verwsltungsrat hat aus seiner Mitte, und
zwar aus den MitgHedern nach Abs. 1 Iit. b !Jnd c -
ausgenommen die beiden DirektorsteJlvertreter -
einen Vorsitzenden und für den Fall der Verhinde-
rung einen Ersten Vorsitzenden-Stellvertreter sowie
einen Zweiten Vorsitzenden-Stellvertreter zu wählen.
Der Vorsitzende hat die Aufgabe, die Sitzungen des
V&rwsltungsrates einzuberufen und zu leiten sowie
für das Protokoll zu sorgen.

(.) Der Verwaltungs rat hat mindestens sechs or-
dentliche Sitzungen im Jahr abzuhalten. Die Sitzun-
gen sind mindestens· eine Woche vorher schriftlich
unter Angabe der Tagesordnung einzuberufen; auf
Antrag des Direktoriums ist der V.et'Waltungsrat je-
doch so rechtzeitig einzuberufen, daß er binnen einer
Woche ab Einlangen des Antrages zusammentreten
kann. Ein Tagesordnungspunkt muB "Allfälliges"
lauten. Eine Verkürzung der fn diesem Absatz ge-
nannten Fristen ist nur zulässig, wenn sich die Mehr-
heit der MitgHeder des Verwaltungs rates damit ein-
verstanden erklärt hat.

(5) Der Verwaltungsrat faBt seine Beschlüsse mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men. Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, 'wenn
wenigstens folgende Mitglieder anwesend sind:
a) der Vorsitzende bzw. ein Stellvertreter,
b) der Direktor bzw. ein Stellvertreter,
c) einer der balden rechtskundigen Bediensteten

(Abs. 1 lit. a) und '.
d) unter Anrechnung der nach Iit. a und b Anwesen-

den mindestens die Hälfte der stimmberechtigten
Mitglieder. '

Der Vorsitzende stimmt mit.

(6) Dem Verwaltungsrat obliegt:

1. die BeschluBfassung über die Satzung;
2. die Erlassung sonstiger Verordnungen einschließ-

lich der Datenschutzverordnung im Sinne des
Datenschutzgesetzes ;

3. die Festsetzung der Art der Kundmachung von
Verordnungen; dabei ist sicherzustellen, daß
diese den Mitgliedern der LKUF zur Kenntnis ge-
langen;

-4. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag
und allfällige Nachtragsvoranschläge;

5. die Vorberatung des Rechnungsabschlusses und
des Jahresberichtes;

6. der Abschluß von Gesamt- und Einzelverträgen
(§32); ,

7. die Erlassung von Bescheiden hinsichtlich wie-
derkehrender Leistungen aus der Unfallfürsorge
und hinsichtlich freiwilliger Leistungen;

8. die Wahrnehmung folgender Dienstgeberauf-
gaben gegenüber den Bediensteten der LKUF:
Begründung und Beendigung von Dienstverhält-
nissen, Änderung von Dienstverträgen, Entbin-
dung von der Verschwiegenheitspflicht;
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9. die Verwaltung des Vermögens der LKUF außer
den laufenden Bürogeschäften:

10. die Wahrnehmung sonstiger Aufgaben nach die-
sem Gesetz, soweit sie nicht ausdrücklich dem
Aufsichtsrat oder dem Direktor bzw. anderen Be-
hörden oder Stellen zugewiesen sind.

(7) Der Verwaltungsrat kann zur Besorgung
mimens des Verwaltungsrates, soweit dies im Inter-
esse der AufgabensteIlung der LKUF sowie der
Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit geboten
ist, übertragen:
a) einzelne seiner Aufgaben nach Abs. 6 Z. 6 bis 10

mit Zustimmung des Aufsichtsrates dem Direk-
torium:

b) einzelne seiner Aufgaben nach Abs. 6 Z. 6, 7, 9
(Vermögen bis 0,3 v. T. der Einnahmen des vor-
ausgegangenen Haushaltsjahres) und 10 dem Di-
rektor~

. (.r Der Verwaltungsrat kann aus seiner Mitte Aus-
schOsse bilden und ihnen bestimmte Aufgaben der
Beratung und der Vorbereitung von Entscheidungen
übertragen. Jeder Ausschuß ist bei Anwesenheit von
mindestens der Hälfte seiner stimmberechtigten Mit-
glieder beschlußfähig und faßt seine Beschlüsse mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men.
"Ein Ausschuß kann fachkundige Personen, die dem
Verwaltungsrat nicht angehören, als Auskunftsper·
sonen beiziehen."

§36
Direktor und Direktorium

(1) Der Direktor der LKUF wird vom Aufsichtsrat
in geheimer Wahl aus dem Kreis der Mitglieder der
LKUF bestellt. Für den Fall, daß ein gemeinsamer
Wahlvorschlag nicht zustande kommt, können Wahl-
vorschläge von der Gesamtheit der jeweils einer
Fraktion der Zentralausschüsse zuzurechnenden Mit-
glieder gemäß § 34 Abs. 1 lit. bund c erstattet wer-
den. Ober die Wahlvorschläge ist in der Reihenfolge
der Größe der Fraktionen abzustimmen. Für die
Wahl ist die absolute Mehrheit der abgegebenen

_gültigen Stimmen erforderlich. Die Wahl bedarf der
schriftlichen Annahme durch den Gewählten.

(2) Der Aufsichtsrat hat für den Fall der Verhinde-
rung des Direktors und für die Mitwirkung im Direk-
torium (Abs. 5) zwei Mitglieder des Verwaltungsrates
zum Ersten und Zweiten Direktorstellvertreter zu be-
stellen. § 34 Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. Ge-
hört derjenigen Fraktion, die den Zweiten Direktor-
stellvertreter zu stellen hat, nicht mehr als ein Mit-
glied des Verwaltungsrates an, so ist der. Zweite
Direktorstellvertreter, sofern diese Fraktion es' ver-
langt, aus dem Kreis der sonstigen Mitglieder der
LKUF zu wählen.
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" (3) Dem Direktor obliegt:
1. die Ausfertigung und Durchführung der Be-

schlüsse des Verwaltungsrates und des Aufsichts-
rates;

2. die Mitteilung (Intimierung) der Bescheide des
Verwaltungsrates und des Aufsichsrates;

3. die Gewährung der Leistungen der Kranken- und
Unfallfürsorge und sonstige Verfügungen hin-
sichtlich Leistungen auBer den Fällen des § 35
Abs. 6 Z. 7;

4. die Stellung des Verlangens nach Auskunftser-
teilung gemäB § 18 Abs. 2 zweiter Satz;.

5. die Leitung der Bürogeschäfte;
6. die .Verfügungen über den laufenden Verwal-

tungsau~and; .
7. die Wahrnehmung aller im § 35 Abs. 6 Z. 8 nicht

genannten Dienstgeberaufgaben;
8. die Wahr'.'lehmung der Auftraggeberfunktion und

die Erlassung der Betriebsordnung im Sinne des
Datenschutzgesetzes.

(,,) In dringenden Fällen. die einen Aufschub bis
zur nächsten Sitzung des Verwaltungsrates nicht zu-
lassen, hat der Direktor Aufgaben des Verwaltungs-
rates an clessen Stelle wahrzunehmen. Er hat dar-
über dem Verwaltungsrat unverzüglich zu berichten.

(5) Der Direktor und die beiden DirektorsteIlver-
treter bilden zusammen das Direktorium. Das Direk-
torium hat mindestens ein mai monatlich auf Einla-
dung des Direktors' zusammenzutreten: Es ist be:-
schlußfähig bei Anwesenheit von zwei Mitgliedern
und faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen. Der Direktor
hat in diesen Sitzungen den übrigen Mitgliedern des
Direktoriums über seine Tätigkeit zu berichten und
auf Anfrage weitere Auskünfte sowie Einsicht in Un-
terlagen zu geben.

§ 37
Gemeinsame Bestimmungen Ober die Organe

(,) Dem Direktorium obliegt unbeschadet des
Abs. 5 letzter Satz und des § 35 Abs. 7 Iit. a:
1. die Kundmachung der Verordnungen nach Maß-

gabe von § 35 Abs. 6 Z. 3;
2. die Herausgabe sonstiger Verlautbarungen der

LKUF;
3. die Vorbereitung der Sitzungen des Verwaltungs-

rates. soweit dies nicht Aufgabe von Ausschüssen
ist. und die allenfalls erforderliche Vorbereitung
~on Beschlüssen des Aufsichtsrates.

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrates und des
Aufsichtsrates sowie der Direktor werden für die
Funktionsdauer der Zentralausschüsse der Lehrer
für aflgemeinbildende Pflichtschulen und für Berufs-
schulen bestellt bzw. entsendet. Bis zu der nach
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jeder allgemeinen Personalvertretungswahl für Lan-
deslehrer vorzunehmenden Neubestellung (Neuent-
sendung) bleiben die bisherigen Personen im Amt;
sie haben auch die konstituierende Sitzung der neu
bestellten (entsendeten) Organe vorzubereiten. Die
Wiederbestellung (Wiederentsendung) ist zulässig.

(2) Die Beendigung der Mitgliedschaft zur LKUF
sowie ein Ausscheiden aus dem aktiven Dienstver-
hältnis haben das Ausscheiden aus der Funktion als
Mitglied des Aufsichtsrates oder Verwaltungsrates
(einschließlich der Funktionen des Direktors und der
Direktorstellvertreter) zur Folge.

"Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß § 34 Abs. 1
Iit. bund c und des Verwaltungsrates gemäß § 35
Abs. 1 Iit. bund c können jedoch auch nach Über-
tritt oder Versetzung in den Ruhestand als Mit-
glied im Aufsichtsrat bzw. im Verwaltungsrat bis
zum Ende der jeweiligen Funktionsdauer der Zen-
tralausschüsse der Lehrer für allgemeinbildende
Pflichtschulen bzw. für Berufsschulen verbleiben,
falls und solange die ursprünglich entsendende
Stelle nicht ein anderes Mitglied entsendet. Dem
Aufsichtsrat und dem Verwaltungsrat dürfen je-
doch gleichzeitig nicht mehr als jeweils zwei sol-
cher Mitglieder angehören. Die Mitglieder des
Aufsichtsrates und des Verwaltungsrates haben
das Ausscheiden aus dem aktiven Dienstverhält-
nis unverzüglich der bestellenden bzw. der ent-
sendenden Stelle schriftlich bekanntzugeben. "

(3) Ein Mitglied des Aufsichtsrates oder VerwaJ-
tungsrates (einschließlich des Direktors) ist von der
bestellenden bzw. entsendenden Stelle unverzüglich
aus seiner Funktion abzuberufen, wenn

a) es dies verlangt.
b) seine geistige oder körperliche Eignung nicht

mehr gegeben ist.
c) es trotz ordnungsgemäßer Einladung unentschul-

digt an drei aufeinander folgenden Sitzungen des
Aufsichtsrates bzw. Verwaltungsrates nicht teil-
genommen hat.

d) über sein Vermögen der Konkurs oder das Aus-
gleichsverfahren eröffnet wurde, oder

e) über seine Person rechtskräftig eine Disziplinar-
strafe - ausgenommen ein Verweis oder eine
Geldstrafe bis zur Höhe eines halben Monatsbe-
zuges unter Ausschluß der Haushaltszulage
verhängt wurde.

"Darüber hinaus kann ein Mitglied des Aufsichts-
rates oder des Verwaltungsrates mit Ausnahme
des Direktors von der bestellenden bzw. entsen-
denden Stelle jederzeit aus seiner Funktion abbe-
rufen werden."

(4) Im Falle des Ausscheidens aus der Funktion
(Abs. 2 oder 3) ist für den Rest der Bestellungsdauer
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'0'
von den dazu berufenen Stellen ein Nachfolger zu
bestellen bzw. zu entsenden. Bis zu dieser Bestel-
lung bzw. Entsendung werden diejenigen Funk-
tionen, für die für den .Fall der Verhinderung Stell·
vertreter bestellt sind, von den Stellvertetern in ihrer
Reihenfolge ausgeübt.

(5) Für die Dauer einer Suspendierung im Zuge
eines Disziplinarverfahrens darf die Funktion als Mit-
glied des Aufsichtsrates oder Verwaltungsrates (ein-
schließlich des Direktors und des Direktoriums) nicht
ausgeübt werden und ist gegebenenfalls die Ent-
schädigung· im gleichen Ausmaß wie der Monats-
bezug zu kürzen.

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrates - aus-
genommen der Direktor - und die Mitglieder· des
Aufsichtsrates haben gegenüber der LKUF Anspruch
auf eine vom Aufsichtsrat festzusetzende angemes-
sene Entschädigung.

(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrates und die
Mitglieder des Aufsichtsrates haben gegenüber der
LKUF Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufent-
haltskosten. Die Höhe des Ersatzes ist vom Auf-
sichtsrat festzulegen, wobei auch Pauschalierungen
vorgenommen werden können.

(e) Für di~ Entlohnung des Direktors gilt folgendes:
a) Der Direktor hat gegenüber der LKUF Anspruch

auf eine vom Aufsichtsrat festzusetzende ange-,
messene Entschädigung zusätzlich zu seinem
Bezug als Lehrer.

b) Bezieht der Direktor jedoch kein Gehalt als
Lehrer, so hat er gegenüber der LKUF Anspruch
auf eine angemessene Entlohnung, die der Auf-
sichtsrat in einer Höhe festzusetzen hat, die der
Regelung gemäß Iit. a entspricht.

(9) Der Direktor und die bei den DirektorsteIlver-
treter bzw. deren Hinterbliebene haben eine Anwart-
schaft auf laufende Entschädigungen nach dem Aus-
scheiden aus ihrer Funktion - ausgenommen bei
Amtsverlust infolge einer strafgerichtlichen Verurtei-
lung oder bei Entlassung im Wege eines Disziplinar-
verfahrens -, sofern sie (vorbehaltlich der Sonder-
regelung unter Iit. b) diese Funktionen mindestens
acht Jahre ausgeübt haben. Der Direktor und die
beiden Direktorstellvertreter haben von ihrer Entloh-
nung (Abs. 8) bzw. Entschädigung (Abs. 6) hiefür
einen laufenden Beitrag unter Anwendung des für
den Pensionsbeitrag der Landeslehrer geltenden
Hundertsatzes zu leisten, solange sie diese Funk-
tionen ausüben. Die Entschädigung gebührt ab dem
Zeitpunkt des übertritts oder der Versetzung in den
Ruhestand als Lehrer bzw. des Todes. Sie ruht für
die Dauer des Beziehens eines Bezuges oder Ruhe-
.bzw. Versorgungsbezuges nach den Bezügegesetzen
des Bundes und der Länder mit dem Betrag dieses
Bezuges (Ruhe- bzw. Versorgungsbezuges). War
eine Person - in beliebiger Reihenfolge - sowohl

. Direktor als auch Direktorstellvertreter, so gebührt
nur eine laufende Entschädigung, und zwar die hö-
here (unter Anrechnung der Zeit der anderen Funk-
tion). Für die Höhe dieser laufenden Entschädigung
gilt folgende Regelung:
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a) Die laufende Entschädigung beträgt monatlich

40 v. H. der für den letzten vollen Monat der
Funktionsausübung bezogenen Entlohnung bzw.
Entschädigung (Bemessungsgrundlage). Dieser
Betrag steigt für jedes über die Erreichung der
Anwartschaft hinausgehende volle Kalenderjahr
der Funktionsausübung um 2 v. H. der Bemes-
sungsgrundlage, darf jedoch 60 v. H. der Bemes-
sungsgrundlage nicht überschreiten.

b) Wenn der Direktor bzw. Direktorstellvertreter
gleichzeitig mit dem Ausscheiden aus der Funk-
tion In den Ruhestand übertritt oder versetzt
wird, so genügt zur Erreichung der Anwartschaft
die Ausübung der Funktion durch fünf Jahre. In
diesem Fall beträgt die laufende Entschädigung
26 v. H, der Bemessungsgrundlage und erhöht
sich auf 28 bzw. 30 v. H. der Bemessungsgrund-
lage bei sechs bzw. sieben Jahren Funktionsaus-
übung. .

c) Für Hinterbliebene bemißt sich die laufende Ent-
schädigung unter sinngemäßer Anwendung der
pensionsrechtlichen Grundsätze des Landes-
beamten-Penslonsgesetzes, LGBL Nr. 22/1966,
samt Ergänzungen.

Erreicht der Direktor bzw. Direktorstellvertreter die
erforderliche Funktionsdauer für die Anwartschaft
nicht, so gebührt ihm eine einmalige Entschädigung,
die zwei Monate nach dem Ausscheiden aus der
Funktion fällig wird. Sie beträgt für jedes volle Ka-
lenderjahr der Funktionsausübung einen Betrag In
der Höhe der für den letzten vollen Monat der Funk-
tlonsausübung t5ezogenen Entschädigung. Hinterblie-
benen gebührt der. entsprechende Anteil unter sinn-
gemäßer Anwendung der allgemeinen pensionsrecht-
lichenGrundsätze. Der Direktor bzw. DirektorsteIl-
vertreter kann jedoch zum Zeitpunkt des Ausschei- .
dens aus· der Funktion durch schriftliche, unwider-
rufliche Erklärung gegenüber der LKUF anstelle der
einmaligen Entschädigung eine Anwartschaft auf
eine laufende Entschädigung erwerben, die ihm nach
seinem übertritt bzw. seiner Versetzung in den Ru-
hestand in sinngemäßer Anwendung der Bestimmun-
gen des O. Ö. Nebengebührenzulagengesetzes,
LGBI. Nr. 60/1973 (ausgenommen dessen § 5 Abs. 4),
gebührt. Die Ruhensbestimmungen dieses Absatzes
gelten in gleicher Weise.

(10) Eine gleichzeitige Mitgliedschaft Im Verwal-
tungsrat und Im Aufsichtsrat Ist nicht zulässig.

(11) Die Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß § 34
Abs. 1 1It.8 und die Mitglieder des Verwaltungsrates
gemäß § 35 Abs. 1 Iit. a haben an den Beratungen
des betreffenden Organes teilzunehmen, besitzen je-
doch kein Stimmrecht. Jedes solche Mitglied kann
die WirksamkeIt von Beschlüssen, die es für
satzungs- oder gesetzwidrig hält, durch seinen Ein-
spruch aussetzen. Dies gilt nicht für Beschlüsse, die
gemäß § 46 der Genehmigung der Landesregierung
bedürfen. Die landesregierung kann den BeschluB
binnen vier Wochen wegen Satzungs- oder Gesetz-
widrigkeit aufheben. Die Aufhebung Ist zu begrün-
den. Trifft dIe Landesregierung binnen vier Wochen
nach dem Einspruch keine Entscheidung, so wird
der Beschluß des Organes wieder wirksam.
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§38

BOro

(1) Unter der Leitung und Aufsicht des Direktors
besorgt das Büro die Bürogeschäfte für die Organe
der LKUF. Die LKUF hat für die ausreichende per-
sonelle Besetzung des Büros einschließlich allfälliger
Hilfsdienste zu sorgen.

(2) Der Verwaltungsrat hat eine Dienstbetriebs-
ordnung für das Büro zu erlassen. In dieser ist ins-
besondere audl zu regeln. wieweit Bedienstete der
LKUF selbständig Im Namen des Direktors handeln
können.

(3) Die dienst- und besoldungsrechtlichen Verhält-
nisse der Bediensteten der LKUF werden durdl pri-
vatrechtlidle Verträge geregelt. deren Inhalt auf das
Vertragsbedienstetenrecht für Bedienstete des Lan-
des Oberösterreidl Bedacht zu nehmen hat; das
Nähere ist In einer vom Verwaltungsrat zu erlassen-
den Dienstordnung zu regeln. Die Bediensteten sind
dem Direktor unterstellt. Jeder Bedienstete hat beim
Dienstantritt dem Direktor durch Handschlag zu ge-
loben. das O. Ö. LKUFG und die sonstigen Im Wir-
kungsbereidl des Büros anzuwendenden bzw. zu
beachtenden Gesetze einzuhalten. sich mit ganzer
Kraft dem Dienst zu widmen. die Dienstobliegen-
heiten gewissenhaft. unparteiisch und uneigennützig
zu erfüllen. Jederzeit auf die Wahrung der öffent-
Iidlen Interessen der Kranken- und Unfallfürsorge
bedacht zu sein. die dienstlichen Anordnungen des
Direktors und allfälliger nachgeordneter Vorgesetzter
zu befolgen und die Verschwiegenheitspflicht einzu-
halten.

(4) Die Bediensteten der LKUF haben über alle
ihnen in Ausübung des Dienstes oder mit Beziehung
auf ihre Stellung bekanntgewordenen Angelegenhei-
ten, die im Interesse der LKUF oder des Landes
Oberösterreldl oder der Mitglieder der LKUF oder
der~m Angehöriger Geheimhaltung erfordern oder
ihnen ausdrücklich als vertraulich bezeichnet wor-
den sind. gegen jedermann Verschwiegenheit einzu-
halten. dem sie über solche Angelegenheiten eine
dienstliche Mitteilung zu machen nicht verpflichtet
sind. Diese Verschwiegenheitspflicht gilt auch im
Verhältnis außer Dienst, im Ruhestand und nach
sonstiger Auflösung des Dienstverhältnisses weiter.
Von der Verschwiegenheitspflicht kann der Verwal-
tungsrat für bestimmte Fälle entbinden.

§ 39
Verfahren

(1) Auf das behördliche Verfahren vor dem Ver-
waltungsrat und dem Aufsichtsrat findet. soweit
nicht im folgenden anderes bestimmt wird,. das
Dienst rechtsverfahrensgesetz 1984, BGBI. Nr. 29,
Anwendung.

(2) Ausfertigungen. die mittels elektronischer Da-
tenverarbeitungsanlagen hergestellt werden, bedür-
fen weder einer Unterschrift noch einer Beglaubi-
gung.

20. Im S 39 Abs. 1 wird die Wortfolge
"Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984,
BGB1.Nr. 29," durch die Wortfolge
"Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984,
BGB1.Nr. 29 in der Fassung des
Bundesgeseties BGB1.Nr. 362/1991,"
ersetzt.
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(3) Bescheide hinsichtlich Leistungen sind auf An-
trag oder von Amts wegen nur in folgend~n Fällen
zu erlassen:
1. hinsichtlich wiederkehrender Leistungen aus der

Unfallfürsorge; über die bloße Rentenanpassung,
die der Anpassung nach den Bestimmungen des
Abschnittes VI a des Ersten Teiles des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes,
BGBI. Nr. 189/1955 (§§ 108 a ff. ASVG), vergleich-
bar ist, sind keine Bescheide zu erlassen, es sei
denn, daß das Mitglied binnen sechs Monaten
ab der erstmaligen Erbringung der Leistung in
der angepaßten Höhe ausdrücklich einen Be-
scheid verlangt;

2. hinsichtlich sonstiger Leistungen, wenn das Mit-
glied bzw. der Anspruchswerber binnen sechs
Monaten ab Erbringung bzw. Einstellung der Lei-
stung ausdrücklich einen Bescheid verlangt.

(~) Gegen Bescheide des Verwaltungsrates ist Be-
rufung an den Aufsichtsrat zulässig. Gegen Be-
scheide des Direktors Ist Berufung an den Verwal-
tungsrat zulässig; gegen die Berufungsentscheidung
ist keine weitere Berufung zulässig.

(5) In Angelegenheiten dieses Gesetzes erwach-
sende Barauslagen sind von der LKUF zu tragen.
Wenn jedoch eine Partei beantragt, daß ein be-
stimmter Arzt gutächtlich gehört werde, kann die
LKUF die Anhörung davon abhängig machen, daß
die Partei die. Kosten hiefür trägt. Kosten, die von
einer Partei durch Mutwillen, Verschleppung oder
Irreführung veranlaßt worden sind, sind der Partei
zum Ersatz aufzuerlegen.

(6) Alle Amtshandlungen und schriftlichen Ausferti-
gungen in Angelegenheiten dieses Gesetzes sind
von den durch landesrechtliche Vorschriften vorge-
sehenen Gebühren und Verwaltungsabgaben befreit.

§ 39 a
Datenverarbeitung und Datenschutz

(1) Die LKUF ist insoweit zur Ermittlung, Verarbei-
tung und Obermittlung von personen bezogenen
Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes,
BGBI. Nr. 565/1978, ermächtigt, als dies zur Erfüllung
der ihr gesetzlich übertragenen Aufgaben eine we-
sentliche Voraussetzung ist. .

(2) Die LKUF darf personenbezogene Daten soweit
an .Dritte, die nicht Körperschaften öffentlichen
Rechtes sind. übermitteln, als dies im Zusammen-
hang mit Fragen der Mitgliedschaft bzw. Versiche-
rungspflicht oder Beitragspflicht oder im Zusammen-
hang mit der Erbringung bzw. Vergütung von Lei-
stungen der Kranken- oder Unfallfürsorge erforder-
lich Ist.

Abschnitt VII

Gebarung und Vermögensverwaltung

§40
Voranschlag und RechnungsabschluB

(1) Oie LKUF hat für jedes Kalenderjahr einen
Voranschlag zu erstellen.

21. Im S 39a Abs. 1 wird die Wortfolge
"BGB1.Nr. 565/1978," durch die Wort-
folge "BGBl.Nr. 565/1978 in der Fas-
sung des Bundesgesetzes
BGBl.Nr. 233/1988 und der Kundmachung
BGBl.Nr. 609/1989," ersetzt.
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(z) Die LKUF hat über jedes Kalenderjahr einen

Rechnungsabschluß zu verfassen, der jedenfalls aus
einer Erfolgsrechnung und aus einer Schlußbilanz
zum Ende des Jahres bestehen muß. Der Rechnungs-
abschluß ist vor seiner Behandlung im Aufsichtsrat
von einem beeideten Buchsachverständigen zu über-
prüfen. Die LKUF' hat ferner über jedes Kalender-
jahr einen Jahresbericht zu verfassen, der einen
Geschäftsbericht und statistische Nachweisungen
enthalten muß.

(,) Der Voranschlag, die Erfolgsrechnung und die
statistischen Nachweisungen sind für die Kranken-
fürsorge und die Unfallfürsorge getrennt zu erstel-
len. In der Satzung sind Fristen und Termine zu be-
stimmen, die' die zeitgerechte Beschlußfassung und
Genehmigung des Voranschlages sowie die Vor-
lage des Rechnungsabschlusses und des. Jahresbe-
richtes an die Landesregierung bis 30. Juni des
Jahres, das dem behandelten Kalenderjahr folgt, er-
möglichen.

(.) Liegt bei Beginn des Kalenderjahres noch kein
genehmigter Voranschlag vor, so hat die LKUF
a) die Einnahmen in der bisherigen Höhe (mit den

bisherigen Sätzen) weiter zu erheben,
b) die anfallenden Ausgaben für Leistungen der

Kranken- und Unfallfürsorge weiter zu tätigen
und

c) sonstige Ausgaben nur im unbedingt erforder-
lichen Ausmaß zu tätigen.

es) Ergibt sich während eines Kalenderjahres die
Notwendigkeit eines neuen Aufwandes, der im Vor-
anschlag nicht vorgesehen ist, oder werden sonst die
Grundlagen des Voranschlages geändert, so hat die
LKUF einen Nachtragsvoranschlag zu erstellen.

§ 41
Anweisungsrecht; Darlehen

(I) Das Anweisungsrecht steht dem Direktor zu.

(2) Darlehen dürfen nur zur Bestreitung eines
außergewöhnlichen und unabweisbaren Bedarfs auf-
genommen werden, wenn die Verzinsung und Til-
gung mit der dauernden Leistungsfähigkeit der
LKUF in Einklang steht und die ordnungsgemäße
Erfüllung der der LKUF obliegenden Aufgaben so-
wie ihrer privatrechtlichen Verpflichtungen nicht
gefährdet wird. Für jedes Darlehen ist ein Tilgungs-
plan aufzustellen.

(,) Die Bestimmungen des Abs. 2 gelten für die
Aufnahme von Krediten in laufender Rechnung
sinngemäß.

§ 42
Vermögensverwaltung

(I) Die LKUF ist berechtigt, unter Beachtung der
allgemeinen Bundes- und Landesgesetze Anstalten,
Betriebe und sonstige Einrichtungen (z. B. die
O. ö. Lehrer-Sterbekasse), die der Fürsorge für die
Landeslehrer für allgemeinbildende Pflichtschulen
und für Berufsschulen dienen, zu errichten und zu
führen.

(2) Abgesehen von den Fällen des Abs. 1 hat die
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LKUF ihre zur Vermögensanlage verfügbaren Mittel
zinsbringend und möglichst wertsicher anzulegen.

(3) Die Zuführung von Haushaltsmitteln zu zweck-
gebundenen oder freien Rücklagen ist nur zulässig,
soweit dadurch nicht der Haushaltsausgleich gefähr-
det wird.

§43
Bedeckung des Aufwandes

(1) Die Organe der LKUF sind verpflichtet, einen
den Erfordernissen und Aufgaben der LKUF entspre-
dlenden Gebarungsüberschuß, und zwar unter Be-
dachtnahme auf die der LKUF dafür zur Verfügung
stehenden Mittel, sowohl in der Krankenfürsorge als
auch in der Unfallfürsorge anzustreben.

(2) Soweit durch Maßnahmen im Sinne des Abs. 1
ein Gebarungsabgang in der Krankenfürsorge oder
der Unfallfürsorge nicht vermieden werden kann, ist
der Reihe nach wie folgt vorzugehen:
1. Zur Deckung eines drohenden Gebarungsabgan-

ges in der Krankenfürsorge sind Gebarungsüber-
schüsse aus der Unfallfürsorge heranzuziehen.

2. Zur Deckung eines drohenden Gebarungsabgan-
ges sind freie Rücklagen heranzuziehen, und zwar
erforderlichenfalls auch freie Rücklagen im Be-
reich der Unfallfürsorge für einen Gebarungsab-
gang im Bereich der Krankenfürsorge. Den freien
Rücklagen gleichzuhalten sind Vermögenswerte.
die aus überschüssen vergangener Jahre gebildet
wurden, soweit diese nicht der Bedeckung der
laufenden Leistungen der LKUF dienen.

3. Zweckgebundene Rücklagen - ausgenommen
die Rücklage für die O. ö. Lehrer-Sterbekasse -
sind zur Deckung eines drohenden Gebarungsab-
ganges heranzuziehen:
a) wenn sie der Deckung laufender Aufwendun-

gen dienen:
soweit die jeweilige Rücklage das Ausmaß
des letzten Jahresbedarfes übersteigt;

b) wenn sie der Vorbereitung eines Projektes
dienen, dessen Aufschub vertretbar ist.

4. Durch Maßnahmen nach Z. 1 bis 3 dürfen nicht
Mittel der Krankehfürsorge .zur Deckung .von
drohenden Abgängen der Unfallfürsorge heran-
gezogen werden.

5. Kann ein drohender Gebarungsabgang durch
Maßnahmen nach Z. 1 bis 3 nicht gedeckt werden,
und zwar auch nicht durch Aufsichtsmaßnahmen
der Landesregierung, so trägt ihn das Land Ober-
österreich soweit, als dies im Landeshaushalts-
voranschlag vorgesehen ist. Darüber hinaus-
gehende Abgänge sind durch Aufnahme von Dar-
lehen (§ 41 Abs. 2 und 3) zu decken.

Abschnitt VIII

Aufsicht des Landes

§44
Allgemeines

. (1) Die LKUF samt ihren Anstalten; Betrieben und
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sonstigen Einrichtungen unterliegt der Aufsicht des
landes Oberösterreich. Die Aufsicht ist von der lan-
desregierung auszuüben.

(2) Die Landesregierung hat die LKUF dahin zu
überwachen, daß diese die Gesetze und Verordnun-
gen nicht verletzt, insbesondere ihren Aufgabenbe-
reich nicht überschreitet, und die ihr gesetzlich ob-
liegenden Al;fgaben erfüllt. ..

(3) Die landesregierung kann ihre Aufsicht auf
Fragen der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit
erstrecken; sie soll sich in diesem Falle auf wich-
tige Fragen beschränken und in das Eigenleben und
die Selbstverantwortung der LKUF nicht unnötig
eingreifen.

(4) Stehen im Einzelfall verschiedene Aufsichtsmit-
tel zur Verfügung, so ist das jeweils gelindeste noch
zum Ziele führende Mittel anzuwenden.

(5) Auf die Ausübung des Aufsichtsrechtes steht
niemandem ein Rechtsanspruch zu. In den Fällen des
§ 40 steht nur der LKUF ein Rechtsanspruch zu.

§45
Information

(1) Die landesregierung ist berechtigt, sich über
jede Angelegenheit der LKUF zu unterrichten. Die
LKUF hat der Landesregierung auf deren Verlangen
alle Bücher, Rechnungen, Belege, Urkunden, Wert-
papiere, Schriften und sonstige Bestände vorzulegen
und alle zur Ausübung des Aufsichtsrechtes erfor-
derlichen Mitteilungen zu machen.

(2) Die Landesregierung ist berechtigt, durch ihre
Organe Prüfungen an Ort und Stelle vorzunehmen.

§ ~7
Aufhebung von Bescheiden

Die· Landesregierung kann, soweit nicht ein Ein-
spruch gemäß § 37 Abs. 11 erhoben wurde, Beschei-
de der Organe der LKUF, die Gesetze oder Verord-
nungen verletzen, innerhalb von drei· Jahren nach

§46
Genehmigung von Akten

(1)0 Jede Verordnung der LKUF, jeder Jahresvor-
anschlag und allfällige Nachtragsvoranschläge sind
vor ihrem Inkrafttreten der Landesregierung zur Ge-
nehmigung vorzulegen. Jeder Rechnungsabschluß
ist der Landesregierung zur Genehmigung vorzu-
legen, .

(2) Jede Veränderung im Bestand von liegenschaf-
ten, insbesondere die Erwerbung, Belastung oder
Veräußerung von Liegenschaften, die Errichtung und
Erweiterung von Gebäuden sowie die Aufnahme von
Darlehen sind nur mit Genehmigung der Landesre-
gierung zulässig, wenn dem Rechtsgeschäft ein Be-.
trag zugrundeliegt, der 2 v. H. der Gesamteinnah-
men der LKUF: im vorangehenden Kalenderjahr über-
steigt.
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Eintritt der Rechtskraft von Amts wegen oder auf
Antrag aufheben.

§48
Ersatzvomahme

(l) Erfüllt die LKUF eine ihr gesetzlich obliegende
Aufgabe nicht, so kann die Landesregierung die
zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes und
zur Beseitigung von Mißständen notwendigen Maß-
nahmen anstelle und auf Kosten der LKUF selbst
treffen.

(2) Vor der Durchführung solcher Maßnahmen ist
der LKUF eine angemessene Frist zur Herstellung
des gesetzmäßigen Zustandes zu setzen.

(3) Dem Land durch Maßnahmen der Ersatzvor-
nahme erwachsende, über den allgemeinen Verwal-
tungsaufwand hinausgehende Kosten sind von der
LKUF zu ersetzen.

(~) Die Landesregierung kann verlangen, daß der
Verwaltungsrat oder der Aufsichtsrat mit einer be-
stimmten Tagesordnung zu Sitzungen einberufen
wird. Wird dem nicht entsprochen, so kann sie die
Sitzungen selbst anberaumen und durch eines ihrer
Organe den Vorsitz führen.

§ 49
Auflösung yon Organen; Amtsenthebung

(1) Die Landesregierung kann den Direktor seines
Amtes entheben oder den Verwaltungsrat oder den
Aufsichtsrat auflösen, wenn er wiederholt entgegen
begründeten Vorhalten der Landesregierung die
Gesetze und Verordnungen offensichtlich verletzt
oder wenn die Landesregierung wiederholt mit Maß-
nahmen der Ersatzvornahme einschreiten mußte. Die
Landesregierung kann ferner den Verwaltungsrat
oder den Aufsichtsrat auflösen, wenn er bei drei auf-
'einanderfolgenden Sitzungen beschlußunfähig ist.

(2) Die Landesregierung hat im Falle einer Amts-
enthebung bzw. Auflösung zur Fortführung der Ge-
schäfte des betroffenen Organes bis zum Amtsantritt
des neu zu bestellenden Organes einen Regierungs-
kommissär einzusetzen.

(3) Die Landesregierung hat im Falle der Auf-
lösung des Verwaltungsrates oder Aufsichtsrates zur
Beratung des Regierungskommissärs in allen wich-
tigen Angelegenheiten auf Vorschlag der Zentralaus-
schüsse der Personalvertretung der Lehrer für allge-
meinbildende Pflichtschulen und der Lehrer für Be-
rufsschulen einen ehrenamtlichen Beirat zu bestellen,
der in seiner Mitgliederzahl und in seiner fraktions-
mäßigen Zusammensetzung dem aufgelösten Verwal-
tungsrat bzw. Aufsichtsrat zu entsprechen hat. Ledig-
lich zur Anfechtung des Auflösungsbescheides bleibt
dem aufgelösten Verwaltungsrat oder Aufsichtsrat
seine Funktionsfähigkeit gewahrt.

(~) Die Tätigkeit des Regierungskommissärs hat
sich auf die laufenden und unaufschiebbaren Ange-
legenheiten zu beschränken.
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(5) Die mit der Tätigkeit des Regierungskommis-
särs verbundenen Kosten hat die LKUF zu tragen.

(6) Die Landesregierung hat Innerhalb von sechs
Wochen nach der Amtsenthebung bzw. Auflösung
die Neubestellung des Organes zu veranlassen. Die
konstituierende Sitzung des neu bestellten Verwal-
tungsrates oder Aufsichtsrates hat der Regierungs-
kommissär einzuberufen.

§50

Verfahren

(1) Die In Handhabung des Aufsichtsrechtes er-
gehenden Maßnahmen sind durch Bescheid zu tref-
1en. Auf das Verfahren vor der Landesregierung sind
die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes - AVG. 1950 anzuwenden.

(2) Im aufsichtsbehördlichen Verfahren hat die
LKUF ParteisteIlung. Im Verfahren nach § 47 haben
auch diejenigen Personen ParteisteIlung, die als Par-
teien an dem von den Organen der LKUF durchge-
führten Verfahren beteiligt waren.

Abschnitt IX

übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 51

Rechtsnachfolge

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt die
LKUF Im Wege der gesetzlichen Gesamtrechtsnach-
folge an die Stelle der durch Beschluß des 0.6. Land-
tages vom 3. Jänner 1923 errichteten Lehrer-Kran-
kenfürsorge für Oberösterreich (LKF).

22. Im S 50 Abs. 1 wird das Zitat "Allge-
meinen Verwaltungsverfahrengesetzes -
AVG 1950" durch das Zitat "Allge-
meinen Verwaltungsverfahrengesetzes
1991 - AVG" ersetzt.
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**********************************'
LGB1. Nr. 66/1983

Artikel IV

Im Text des neu verlautbarten Gesetzes sind die
unberührt bleibenden SChluß- und übergangsbe-
stimmungen des Art. 11Abs. 2 bis 7 des Gesetzes
LGBI. Nr. 38/1983 niCht berücksiChtigt.

, Artikel V

Es ist in Kraft getreten:
1. das Gesetz LGBI. Nr. 48/1977 mit 1. Jänner 1978;

2. das Gesetz LGBI. Nr. 38/1983
a) hinsiChtliCh des darin enthaltenen Art. I Z. 4

(§ 5 Abs. 2), Z. e Iit. b (§ 9 Abs. 5 letzter Satz),
Z. 9 Iit. 8 (§ 10 Abs. 2 Z. 18), Z. 12 (§ 14 Abs. 2)
und Z. 12a (§ 14 Abs. 3) mit 1. Jänner 1978;

b) hinsiChtliCh des darin enthaltenen Art. I Z. 5
Iit. b(§ 6 Abs. 1 Z. 6), Z. 9 Iit. b (§ 10 Abs. 2
Z. 5), Z. 10 (§ 11 Abs. 1 Z. 1a), Z. 19 (§ 28
Abs. 1 letzter Satz) und Z. 26 (§ 39a) mit
1. Jänner 1981;

'c) hinsiChtliCh des darin enthaltenen Art. I Z. 5
Iit. 8 (§ 6 Abs. 1 Z. 1) und Z. 5 Iit. c (§ 6
Abs. 3 bis 5) mit 1. Jänner 1982;

d) hinsiChtlich des darin enthaltenen Art. I Z. 8
Iit. c (§ 9 Abs. 6), Z. 12b (§ 14 Abs. 4) und
Z. 14a (Entfall des § 21 Abs. 1 und Um-
numerierung der Absätze) mit 1. Juli 1982;

e) hinsichtlich des darin enthaltenen Art. I Z. 5
Iit. c (§ 6 Abs. 6) und Z. 28 (§ 43) mit 1. Jän-
ner 1983;

. 1) im übrigen mit 30. Juni 1983.

**********************************
LGB1. Nr •.47/1986

Artikel 11

Dieses Gesetz tritt nach Maßgabe der folgenden Be-
stimmungen in Kraft:

1. Art. I Z. 1, 8. 9 und 10 lit. a mit 1. November 1984;

2. im übrigen mit dem Ablauf des Tages der K'undma-
chung dieses Gesetzes im Landesgesetzblatt für
Oberösterreich.

Artikel 11

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Dieses landesgesetz tritt nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen in
Kraft:
1. Art. I Z. 18 rückwirkend mit

1. Jänner 1990;
2. Art. I Z. 1 rückwirkend mit 1. Juli

1990;
3. Art. I Z. 2 bis 6 und 12 bis 14

rückwirkend mit 1. Jänner 1992;
4. Art. I Z. 15 tritt mit 1. März 1992

in Kraft. Er ist auf
Exekutionsverfahren anzuwenden, in
denen der Exekutionsantrag nach dem
29, Februar 1992 bei Gericht einge-
langt ist.

5. Art. I Z. 7 bis 11, 16, 17 und 19
bis 22 mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im landesgesetzblatt
für Oberösterreich.

(2) Der Anspruch auf die leistungen
der Krankenfürsorge für Personen, die
vor dem Inkraftreten dieses landesge-
setzes als Angehörige galten, nach den
Bestimmungen dieses landesgesetzes
aber nicht mehr als Angehörige gelten,
bleibt auch über das Ende der Angehö-
rigeneigenschaft hinaus aufrecht, so-
lange die Voraussetzungen für einen
bis zum Inkrafttreten dieses landesge-
setzes bestandenen leistungsanspruch
gegeben sind.

(3) § 15 Abs. 6 in der Fassung dieses
landesgesetzes gilt auch für lei-
stungsfälle, die nach dem 1. Jänner
1978 eingetreten sind. Die Rechts-
kraft bereits ergangener Entschei-
dungen steht dem nicht entgegen.
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**********************************.
LGB1. Nr. 79/1989

Artikel 11

Übergangsbestimmungen

(1) Der AnsprucH auf die Leistungen der Krankenfür-
sorge für Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses Lan-
desgesetzes als Angehörige galten, nach den Bestim·
mungen dieses Landesgesetzes aber nicht mehr als An-
gehörige gelten, bleibt auch über das Ende der Angehöri-
geneigenschaft hinaus aufrecht, solange die Voraus-
setzungen für einen bis zum Inkrafttreten dieses
Landesgesetzes bestandenen Leistungsanspruch gege-
ben sind.

(2) § 13 Abs. 1 Z. 6 in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Z. 1
In der Fassung des Art. I Z. 4 ist in allen Fällen anzuwen·
den, in denen das Kind das 18. Lebensjahr nach dem In·
krafttreten dieses Landesgesetzes vollendet.

(3) §4 Abs. 1 lit. d gilt für Mitglieder~die bereits vor dem
Inkrafttreten dieses Landesgesetzes außer Dienst gestellt
wurden, mit der Maßgabe, daß ein Ruhen der Mitglied-
schaft dann nicht eintritt, wenn das Mitglied dies inner-
halb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Landesgesetzes beantragt.

Artikel 111

Inkrafttreten, Schlu8bestlmmungen

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Landesgesetzblatt für Oberösterreich
in Kraft.

(2) Witwerrenten und Renten des früheren Ehemannes
nach den Bestimmungen der Satzung gebühren nur,
wenn der Todesfall nach dem 31. Mai 1981 eingetreten
ist. Der Betrag einer Witwerrente bzw. einer Rente des
früheren Ehemannes gebührt ab 1. Juni 1981 zu einem
Drittel, ab 1. Jänner 1985 zu zwei Drittel und ab 1. Jänner
1995 in voller Höhe.
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